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Erlässe der Magistratsdireklion.
102. Dienstvorschrift über die Verrechnung
der Verzugszinsen «nd des Verzögerungs-
Zuschlages, die Bewilligung von Stundungen
und Ratenzahlungen und die Buchung der
Abstattung bei Gemeinde - und Landes-

abgaben.
M D . 4485/26 . Wien,  am 23. Juni 1926.

(An die M .Abt . 5, 6, 17, 31, 34g , 34d , und 45, an die
magistratischen Bezirksämter sür den 1. bis 21 . Bezirk, an die
Expositur Stadlau , an die Direktion des städtischen Rechnungs¬
amtes , an den Vorstand des Steuerdienstes , an den Vorstand
des Einhebungsdienstes , an die Fachrechnungs - und Rechnungs¬
abteilungen der magrstratischen Bezirksämter für den 1. bis
21 . Bezirk, an die Fachrechnungsabteilung Ilb , II c und IIä,
an die Zentralrechnungsabteilung , Stelle II ä , an die Rcchnungs-
abteilung II c, an die M .Abt . 17, Betriebsbuchhaltung Wohn¬
häuser, an die M .Abt . 31, Betriebsbuchhaltung Kanalwesen , an
die M .Abp 34 g und b, Betriebsbuchhaltung Wasserversorgung
an die M .Abt . 45 , Betriebsbuchhaltung Amts - und Schulhäuser

und an Senatsrat Dr . Otto Hürsch.)

Da über die Verrechnung der Verzugszinsen und des
Verzögerungszuschlages , die Bewilligung von Stundungen und
Ratenzahlungen und die Buchung der Abstattung bei Gemeinde-
und Landesabgaben bisher nur lückenhafte Vorschriften bestanden,
ergab sich die Notwendigkeit , die ganze Materie einheitlich zu
regeln . Zu diesem Zwecke wurde eine neue Dienstvorschrift
erlassen, welche den beteiligten Dienststellen zur genauen Dar-
nachachtung zur Kenntnis gebracht wird.

Diese Dienstvorschrift tritt sogleich in Kraft.

Dienstvorschrift
über die Verrechnung der Verzugszinsen und des Verzögerungs¬
zuschlages, die Bewilligung von Stundungen und Ratenzahlungen
und die Buchung der Abstattung bei Gemeinde- und Landes¬

abgaben.

ZI . Sachliche Abgrenzung.
Unter dem Begriff „Abgabe" sind in dieser Dienstvorschrift

alle Gemeinde- und Landesabgaben , Steuern und Gebühren zu
verstehen.

Auf rückständige Strasbeträge sowie Straskostenbeiträge,
ferner aus Gemeinde- und Landeszuschläge zu den direkten und
indirekten Steuern des Bundes , dann auf alle Landes - und
Gemeindeabgaben , die mit einer Bundissteuer gemeinsam zur
Berechnung und Einhebung gelangen , findet diese Dienstvor-
schrist keine Anwendung.

Z 2 Verzugszinsen — gesetzliche Be st immun  g.
Für die Berechnung von Verzugszinsen für Abgaben und

Steuern gelten die Bestimmungen des Gesetzes vom 4. No¬
vember 1921, L.-G.-Bl . sür Wien Nr . 155, und der Durch¬
führungsverordnung vom 17. Jänner 1922, L.-G.-Bl . sür Wien
Nr . 12.

Z 3. Verzögerungszuschlag — gesetzliche
Best immung.

Für die Aufrechnung des 25prozentigen Verzögerungs¬
zuschlages gelten die Bestimmungen des Gesetzes vom 29.
August 1922, L.-G -Bl . flir Wien Nr . 134.
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Z 4. Bisherige Vorschriften.
An den bisherigen Vorschriften über die Art der Vor¬

schreibung (Gebührstellung ) der Verzugszinsen und des Ver¬
zögerungszuschlages wird durch diese Dienstvorschrift , soweit sie
nicht damit in Widerspruch stehen, nichts geändert . Nur die
Dienstvorschrift der M .Abt . 4, Z . 2889 ex 1922, tritt außer
Kraft.

Die bisher erlassenen Vorschriften der M .Abt . 6 über das
Versahren bei Behandlung der Stundung ?- und Ratenansuchen
sowie der Ansuchen um Nachsicht des Verzögerungszuschlages hin¬
sichtlich der Fürsorgeabgabe und Konzessionsabgabe bleiben
ausrecht.

8 5. Verzugszinsen und Verzögerungszuschlag
schließen sich gegenseitig aus.

Für ein und dieselbe rückständige und nicht gestundete
Abgabe sind entsprechend den Bestimmungen des 8 6 dieser
Dienstvorschrift entweder nur die Verzugszinsen oder nur der
Verzögerungszuschlag , nie aber beide nebeneinander zu entrichten.

8 6. Anfall der Verzugszinsen und des Ver¬
zögerungszuschlages.

Ist eine Abgabe durch mehr als sünf Tage (gerechnet vom
Tage nach dem Fälligkeitstage ) rückständig, dann unterliegt
dieser ganze Rückstand nur dem Verzögerungszuschlage. Wird
aber die Zahlung - innerhalb der fünf Tage geleistet, dann sind
die normalen Verzugszinsen tagweise zu berechnen und der
Verzögerungszuschlag kommt überhaupt nicht zur Einhebung;
bei Zahlungen vom sechsten Tag nach Fälligkeit an ist dagegen
nur der Verzögerungszuschlag zu rechnen (daher Verzugszinsen
auch nicht für sünf Tage !) .

Der Abgabepflichtige ist im Zahlungsaufträge daraus auf¬
merksam zu machen, daß für den Fall , als die Zahlung nicht
innerhalb von fünf Tagen nach dem Zustellungstag oder nach
dem Ende der gesetzlichenZahlungsfrist geleistet wird , der Ver¬
zögerungszuschlag vorgeschrieben wird.

Wenn aber mit dem Zahlungsaufträge eine nach den
Bestimmungen der Abgabengesetze bereits fällige Leistung vor¬
geschrieben wird und auch die im Verzögerungszuschlagsgesetz
eingeränmte Frist von sünf Tagen abgelaufen ist, dann ist der
Verzögerungszuschlag erwachsen; dies ist im Zahlungsaufträge
ausdrücklich zu bemerken.

8 7. Stundungen.
Ist eine Abgabe bis zu einem gewissen Tage gestundet

worden , so ist zu unterscheiden , ob das Ansuchen um Stundung
u) vor Fälligkeit oder innerhalb der ersten sünf Tage nach

Ablauf der Fälligkeit oder
>,) nach dem fünften Tage nach Fälligkeit eingebracht wurde.

Wird der Stundungstermin eingehalten , so werden im
Falle

u) üur die Verzugszinsen berechnet (vom Fälligkeits - bis zum
Zahlungstag ), im Falle

t>) der Verzögerungszuschlag eingehoben, wenn nicht gleichzeitig
um dessen Nachsicht angesucht wurde (siehe 8 9). Es kann
jedoch ausnahmsweise unter Nachsicht der verspäteten
Einbringung des Ansuchens in der Stundungsbewilligung
ausdrücklich die Nachsicht des Verzögerungszuschlages bei
Termineinhaltung ausgesprochen werden.
Die Stundung der Abgabe beinhaltet immer , auch wenn

dies nicht ausdrücklich ausgesprochen wird , die Stundung des
Verzögerungszuschlages.

Wird der Stundungstermin nicht eingehalten , so ist in
jedem Fall der Verzögerungszuschlag einzuhebcn, der im Falle s)
zwar jetzt erst anfällt , aber dennoch die Ausrechnung von Ver¬
zugszinsen für die Zeit vom Fälligkeit?- bis zum Stundungs¬
tag ausschließt.

8 8. Ratenbewilligungen.
Fall s) . Das Ansuchen wird vor Fälligkeit oder innerhalb

der ersten fünf Tage nach Fälligkeit gestellt;
Fall d). Das Ansuchen wird nach Ablauf von fünf Tagen

nach Fälligkeit gestellt und es wird
au ) entweder gleichzeitig um Nachsicht des Berzögerungs-

zuschlages angesucht
bd ) oder um Nachsicht des Verzögerungszuschlages nicht

angesucht.
Zu 3). Werden die Raten eingehalten , so ist nach Ab¬

stattung der letzten  Rate die Verzugszinsenberechnung (§ 11)
durchzusühren ; werden sie nicht eingehalten , so tritt Termin¬
verlust ein und der Verzögerungszuschlag wird ausgerechnet,
jedoch nicht für den ganzen ursprünglichen Rückstand, sondern
nur für den am Tag der Fälligkeit der nicht eingezahlten Rate
rückständigen Betrag (also abzüglich der schon geleisteten Raten¬
zahlungen ) ; für die bereits fristgerecht bezahlten Raten dagegen
sind die Verzugszinsen onzurechnen.

Zu d). Die Ratenbewilligung bedeutet gleichzeitig die
Stundung des Verzögerungszuschlages bis zur gänzlichen Ab¬
stattung des Abgabenrückstandes, wenn nicht ausnahmsweise
unter Nachsicht der verspäteten Einbringung des Ratengesuches
in der Ratenbewilligung ausdrücklich die Nachsicht des Ver¬
zögerungszuschlages bei Termineinhaltung ausgesprochen wurde.

Fall 33). Der Verzögerungszuschlag bleibt gestundet bis
zur Entscheidung über das Ansuchen.

Fall bb ). Der Verzögerungszuschlag , berechnet von der
ganzen oorgeschriebenen und rückständigen Gebühr , wird bei
Einhaltung der Ratenzahlungen erst nach Tilgung der Schuld,
bei Nichteinhaltung jedoch zugleich mit den noch ausständigen
Raten eingehoben.

Zu 3) und b). Bei Verzögerung der Einzahlung einer
einzelnen Rate um nur wenige Tage kann bei sonst pünktlichen
Zahlern von der Geltendmachung der Folgen des Terminverlustes
abgesehen werden . In zweifelhaften Fällen oder bei hohen Be¬
trägen , wo schon eine Verzögerung um wenige Tage Bedeutung
haben kann, ist die Weisung der Dienststelle ein uholen Erfolgt
die Zustellung einer Raten - oder Stundungsbewilligung nach
Ablauf des darin festgesetzten Termines , so gilt die Zahlung
noch termingemäß , wenn sie innerhalb dreier Tage nach Zu¬
stellung des Dekretes geleistet wird . Bei Terminverlust ist in die
Exekution des Äbgabenrückstandes der rückständige Verzögerungs¬
zuschlag auch dann einzubeziehen, wenn für diesen ein Nach¬
sichtsgesuch vorliegt.

Wenn der Fälligkeitstag einer Abgabenschuld (oder eines
Teiles dieser Schuld ) zur Zeit des Ansuchens um die Raten¬
oder Stundungsbewilligung mehr als 25 Monate zurückliegt
oder wenn die Zeit von der ersten Fälligkeit des Rückstandes
bis zum Zahltage der letzten zu gewährenden Rate (oder dem
Stundungstermin ) mehr als 2b Monate beträgt , kann die
Raten - oder Stundungsbewilligung von der Bedingung ab¬
hängig gemacht werden, daß statt  des Verzögerungszuschlages
die Verzugszinsen gerechnet werden, ' daß der Gesuchsteller also
gleichzeitig um Nachsicht des Verzögerungszuschlages ansucht.
Die zuständige Rechnungsabteilung hat solche Fälle besonders
vorzumerken und nach Abstattung der Schuld die Verzugszinsen
vom Fälligkeitstag an zu' berechnen und einzuheben.

Zu HZ 7 und 8. Eine Stundung oder Ratenbewilligung
bewirkt immer  die Sistierung der exekutiven Einhebung . Das
schließt nicht aus , daß zur Sicherstellung eine Mobiliar - oder
Jmmobiliarpsändung erwirkt werden kann , wenn der Rückstand
noch nicht pfandbedcckt ist. Die Weisung zur Durchführung
solcher Pfändungen zur Sicherstellung hat die Dienststelle zugleich
mit der Ausfertigung des Bescheides über die Stundung oderRaten-
bewilligung an die zuständige Rechnungsabteilung zu erteilen.
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§ 9 . Ansuchen um Nachsicht des Verzögerungs¬
zuschlages.

Alle Ansuchen um Nachsicht des Verzögerungszuschlages
sind mit dem vorgeschriebeuen Fragebogen der Zentralrechnungs¬
abteilung , Stelle II ci, hinsichtlich der Fürsorge und Konzessions¬
abgabe der Fachrechnungsabteilung II c und in den Bezirken der
Fachrechnungsabteilung des Bezirkes zu übermitteln . Diese be¬
antworten die Fragen und merken auf dem Konto die Sistierung
der Einhebung des Verzögerungszuschlages wegen Einbringung
des Nachsichtsgesuches vor . Im Fragebogen ist unbedingt an¬
zugeben , ob der Rückstand bezahlt ist oder nicht . Im letzteren
Falle legt der Referent der Dienststelle solche Ansuchen beiseite
und wartet aus eine Mitteilung der Rechnungsabteilung über
die Bezahlung . Diese hat daher von der Bezahlung der Schuld
die Dienststelle zu verständigen , die dann erst das Ansuchen der
Beschwerdekommission vorlegt . Der Referent hat über die bei
ihm befindlichen Nachsichtsgesuche wegen einer etwa erfolgten
Einzahlung in angemessenen Zeitabschnitten anzufragen.

Vor Abstattung der Schuld dürsen Ansuchen um Nachsicht
des Verzögerungszuschlages der Beschwerdekommission überhaupt
nicht ( auch nicht mit dem Anträge auf Abweisung ) vorgelegt
werden . Von der gänzlichen Abstattung der Schuldigkeit , für
die ein sistierter Verzögerungszuschlag vorgeschrieben ist , ist die
Dienststelle wegen Vorlage des Gesuches an die Beschwerde-
kommissivn zu verständigen.

Im übrigen bleiben die bisher erlassenen Vorschriften
in Kraft.

§10 . Zuerkennung der aufschiebenden
Wirkung.

Wird der Beschwerde gegen einen Zahlungsauftrag die
aufschiebende Wirkung zuerkannt , so kommt dies nur einer
Stundung gleich . Es sind daher , wenn die Zahlung längstens
am fünften Tage nach Zustellung der Rekursentscheidung er¬
folgt , vom Tage der ersten Fälligkeit bis zum Tage der Zu¬
stellung der Rekursentscheidung und noch höchstens weitere fünf
Tage die normalen Verzugszinsen zu berechnen . Erfolgt die
Zahlung am sechsten Tage ober später , so tritt der Verzögerungs¬
zuschlag ein , dagegen entfällt die Berechnung von Verzugszinsen
gänzlich.

Wird die bemessene Abgabe im Rekurswege herabgesetzt,
so gilt dieselbe Bestimmung hinsichtlich des von der zweiten
Instanz bemessenen Abgabebetrages . In der Jntimation der
Rekursentscheidung ist der Abgabepflichtige gleichfalls darauf
aufmerksam zu machen , daß für den Fall , als die Zahlung nicht
innerhalb von fünf Tagen nach dem Zustellungstage geleistet
wird , der Verzögerungszuschlag vorgeschrieben wird.

Z 11 . Berechnung , Einhebung und Buchung.
In den Fällen der ZZ 7 und 8 sind geleistete ( Teil -)

Zahlungen ausnahmslos zuerst akonto der Abgabe zu buchen.
Erst wenn die Schuld vollständig getilgt ist, werden die Verzugs¬
zinsen berechnet und eingehoben oder es wird der Berzögerungs-
zuschlag eingehoben , im Falle der Nachsicht oder Herabsetzung
an seiner statt die Verzugszinsen oder der herabgesetzte Ver¬
zögerungszuschlag.

Die Mahn - und Exekutionsgebühren sind vom Abgabe¬
betrag einschließlich des Verzögerungszuschlages oder rück¬
ständiger Verzugszinsen zu berechnen.

Der Verzögerungszuschlag oder rückständige Verzugszinsen
unterliegen jedoch keiner Verzugszinsenpflicht.

8 12 . Ratenbewilligung für mehrere Fällig¬
keiten einer Abgabe und fürRückstände mehrerer
Abgaben ; Reihenfolge der Buchung der Ab¬

stattungen.
Wenn einem Steuerschuldner Raten für Rückstände mehrerer

Abgaben in einer Erledigung bewilligt werden , so ist in der

Ratenbewilligung immer gleich anzugeben , in welcher Reihen¬
folge die eingezahlten Raten auf die einzelnen Abgabenrückstände
zu buchen sind . Hiebei hat als Grundsatz zu gelten , daß in
erster Linie jene Abgaben zu decken sind , für die nur eine teil¬
weise oder gar keine Sicherstellung vorhanden ist . Abgaben oder
Gebühren , für die ein uneingeschränktes Vorzugspfandrecht aus
der Realität besteht , wie die Wohnbausteuer für die in Selbst¬
benützung stehenden Räumlichkeiten für diese Liegenschaft , sind
auf jeden Fall an letzter Stelle zu decken.

An diese Steuer werden sich jene Abgaben in der Reihen¬
folge anschließen , bei denen die Gemeinde nach den Abgaben¬
gesetzen ein Rückgriffsrecht aus den Vorgänger besitzt, wie zum
Beispiel bei der Kraftwagenabgabe , oder die Möglichkeit hat,
die Abgabe vom Nachfolger im Betriebe einzuheben , wie zum
Beispiel bei der Nahrung ?- oder Gen 'Amittelabgabe und der
Lustbarkeitsabgabe.

Konkurrieren zum Beispiel Rückstände der Wohnbausteuer
mit solchen der Fürsorgeabgabe , so sind die eingehenden Raten¬
zahlungen an erster Stelle auf die Fürsorgeabgabe zu buchen,
soserne es sich um einen Schuldner handelt , der Eigentümer
der Realiät ist und diese selbst benützt . Dieser Umstand ist
indes zweifelsfrei festzustellen . Bei Konkurrenz der Wohnbau¬
steuer eines Mieters , wenn ihm die Steuer infolge von Nicht¬
zahlungsanzeigen zur persönlichen Zahlung vorgeschrieben ist,
mit Fürsorgeabgabe , Nahrungs - oder Genußmittelabgabe und
Lustbarkeitsabgabe sind die eingehenden Raten zuerst auf die
Fürsorgeabgabe , dann auf die Wohnbausteuer ( allenfalls unter
Pfändung des Mietrechtes ) und zuletzt aus Lustbarkeitsabgabe
und Nahrungs - oder Genußmittelabgabe zu buchen , weil Lust-
barkeits - und Nahrungs - oder Genußmittelabgabe doch einem
Betriebsnachfolger angelastet werden können ; trifft die Haus¬
personalabgabe mit der Kraftwagenabgabe zusammen , ist zuerst
die Hauspersonalabgabe zu decken.

Treffen Abgabenrückstände mit Strafbeträgen zusammen,
so sind zuerst die Abgaben zu decken, weil bei den Strafen das
Zwangsmittel der Arrestumwandlung besteht . Nur ist bei den
Raten für Strafbeträge auf die Einhebungsverjährung Bedacht
zu nehmen , so daß bei Heranrücken des Endpunktes der Ver¬
jährung ausnahmsweise zuerst der Strafbetrag zu decken ist.

In dieser Reihenfolge sind auch die abgestatteten Raten
zu buchen . Handelt es sich um die Abstattung eines Rückstandes
mehrerer Fälligkeiten ein und derselben Abgabe , so ist in den
Bescheid über die Stundung und Ratenbewilligung (H 13 ) die
Bestimmung aufzunehmen , daß die Stundungsbewilligung
erlischt , wenn die Partei sich nicht damit einverstanden erklärt,
daß mit den eingehenden Raten zunächst Rückstände getilgt
werden , die nicht pfandbedeckt sind . Diese Bestimmung gibt der
Gemeinde jederzeit das Recht , über die tatsächliche Verwendung
der Rateneingänge zu verfügen . Sie ändert an der bisherigen
Verrechnungsart vorläufig nichts , sondern wird für den Rechnungs¬
dienst erst in dem Augenblick von Bedeutung , als ein vollstreck¬
barer Rückstandsausweis ausgestellt werden soll . In diesem Fall
find die unterdessen eingelangten Ratenzahlungen so zu berück¬
sichtigen , als ob sie zur Deckung von nicht pfandbedeckten , jedoch
im Zeitpunkte der Ratenzahlung bereits fälligen Rückständen
verwendet worden wären . Eine Abschrift des Rückstandsausweises
ist jedesmal dem Vorschreibungsblatte (Kartothek ) anzuschließen.

Beispiele:

Beispiel ^ ..

Fälligkeitsmonat II Abgabe . . . . 200 8 I
„ III „ . . . . 244 „ ! pfandbedeckt
- IV . 320 „ I
„ VI „ . . . . 204 „ 1 nicht psand-

„ VII , . . . . 288 „ s bedeckt.
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Am 28 . August werden für den Gesamtrückstand Monats¬
raten zu 250 8 ab 5 . September unter Aufrechterhaltung der
Sicherstellung und unter der Bedingung , daß die laufende
Abgabe pünktlich bezahlt wird , bewilligt.

Die erste Rate wurde am 5 . September , die zweite am
5 . Oktober und die dritte Rate am 5. November bezahlt . Weitere

Raten wurden nicht mehr entrichtet.

Von den lausenden Abgaben wurde die für die April-
und Juliabrechnung , also die Mai - und Augustfälligkeit recht¬

zeitig bezahlt . Die Mai - und Augustfälligkeit erscheint demnach
restlos getilgt . Weitere laufende Abgaben wurden nicht entrichtet;
daher kam an Rückstand noch dazur

Fälligkeitsmonat IX Abgabe
X

XI

190 8

180 „

Am 8 Dezember soll ein vollstreckbarer Rückstandsausweis
für eine gerichtliche Exekution oder dergleichen ausgestellt werden.
Gebucht sind die Ratenzahlungen und lausenden Abgaben in
der gewohnten Weise.

Bei der Anlage des Rückstandsausweises ist von folgenden
Erwägungen auszugehen:

Da im vorliegenden Falle ein Pfandrecht nur für die
Februar - , März - und Aprilsälligkeit erworben wurde , kommt
als erste nicht pfandbedeckte Fälligkeit nach der Zeitfolge die
Junisälligkeit in Betracht.

Es ist daher mit der am 5 . September einbezahlten Rate
zunächst die Junisälligkeit , mit dem Restbeträge von 46 8 teil¬
weise die Julifälligkeit zu decken.

Die zweite am 5 . Oktober einbezahlte Rate ist zur Deckung
der noch teilweise aushaftenden Julifälligkeit , der erübrigende
Rest von 8 8 für die Septemberfälligkeit zu verwenden.

Mit der dritten am 5 . November einbezahlten Rate ist die
noch teilweise rückständige Septemberfälligkeit zu decken ; der
Restbetrag von 68 8 ist zur teilweisen Deckung der Oktober¬
fälligkeit zu verwenden.

Der Rückstandsausweis
folgendes Bild:

Abgabe:
200 8 . . . .
244 „ . . . .
320 . . . .

II
III
IV
VI

VII
IX
X

XI
112 8
180 ..

vom 8 . Dezember zeigt demnach

Verzögerungszuschlag:

.50 - 8
. 61- „
.80 - „
.51 - „
.72 -— ,
. 47 50 „
.45 - „
.45 - „

Bei den Abgaben mit monatlich wiederkehrender Fällig¬
keit lzum Beispiel der Wohnbausteuer ) ist die Vorschrift , daß
die Nebengebühren vor der Hauptschuld und die ältere Schuld
vor der jüngeren zu decken .ist, auch außerhalb des Falles von
Ratenbewilligungen , nicht ohneweiters anwendbar . Wird eine
Zahlung in der Höhe einer Monatsschuldigkeit innerhalb des
gesetzlichen Termines eingesendet , so ist die Zahlung auch bei
Bestand einer älteren Schuld als laufende Monatsgebühr zu
verrechnen . Wird eine Zahlung in der Höhe der Monats¬
schuldigkeit nach Eintritt der Verzögcrungszuschlagspflicht ein¬
gesendet und besteht kein älterer Rückstand , so ist sie gleichfalls
als Abgabe für den laufenden Monat zu verrechnen . Der
Verzögerungszuschlag ist separat einzusordern . Hiedurch wird
die Aufrechnung ungerechtfertigter Verzögerungszuschläge ver¬
mieden und die Kontostandsaufklärung bei Reklamationen der
Parteien erleichtert.

Beispiel 6.

Unrichtige Buchung:

Wohnbausteuer.

Stand mit 22 . Mai.

Vo r s chr e ib !
Abgabe

Jänner 800
Februar 800

März 800
April 800
Mai 800

ng : Abs

V .-Z.
1./III

200 1./IV.
200 1./IV.

1./V.
1 ./V.

200
200
200

attung:
Abgabe V .-Z.

600
200 200
400
400 200
200

200

Der Abgabepflichtige schuldet nach dieser unrichtigen Auf¬
stellung am 22 . Mai 2600 8 , weil der Verzögernngszuschlag
fünfmal statt zweimal ausgerechnet wurde.

Richtige Buchung:

Vorschreibung : Abstattung:

Jänner
Februar
März
April
Mai

Abgabe
800
800
800
800
800

V .-Z.
200
200

1./III.
1./IV.
1./V.

Abgabe V .-Z.

800
800
800

Der Abgabepflichtige schuldet am 22 . Mai tatsächlich nur
2000 8 sür Jänner und Februar.

§13 . Bescheide über Stundungen und Raten¬
bewilligungen.

Alle Stundungs - und Ratenbewilligungeu sind an folgende
Bedingungen zu knüpfen:

„I . Der Abgabenrückstand ist
(Art der Abstattung ) gegen Entrichtung dex gesetzlichen Verzugs¬
zinsen einzuzahlen , wenn nicht anstatt der Verzugszinsen bereits
der Zuschlag nach dem Gesetze vom 29 . August 1922 , L .- G .-Bl-
sür Wien Nr . 134 , anzufordern ist . Die eingehenden Raten
werden zunächst zur Tilgung derjenigen Rückstände verwendet,
die nicht psandbedeckt sind.

II . Diese Stundungs (Raten )bewilligung erlischt , wenn
1 . die unter I . festgesetzten Fristen nicht eingehalten werden

oder die Partei gegen die dort bestimmte Art der Tilgung der
Rückstände Widerspruch erhebt;

2 . während der Dauer der Zusristung neue Fälligkeiten
der Abgabe (Abgaben ), auf die sich diese Bewilligung bezieht,
zu den gesetzlichen Zahlungsterminen nicht eingezahlt werden;

3 . auf die für diese Rückstände etwa gepfändeten Gegen¬
stände wegen einer anderen Verbindlichkeit Exekution geführt
wird oder wenn bei der grundbücherlichen Sicherstellung des
Rückstandes oder im Falle die betreffende Steuer ein Vorzugs¬
pfandrecht genießt , die Liegenschaft veräußert oder exekutiv ver¬
steigert wird;

4 . der Schuldner oder derjenige , welcher sür die Abgabe
hastet , stirbt oder in Konkurs verfällt.

III . Wenn die Abgabe (n ) nicht innerhalb der oben fest¬
gesetzten Frist (en) eingezahlt wird ( werden ), wird sür den noch
rückständigen Betrag statt der Verzugszinsen der 25prozentige Ver¬
zögerungszuschlag , falls er nicht schon angefallen war , ein¬
gehoben.

Die Verständigung der Parteien über bewilligte Stundungen
oder Raten sind diesen Bestimmungen anzupassen.

Es ist daher in den bisherigen Drucksvrten der Passus:

„Obiger Betrag ist bis . gegen Entrichtung der gesetzlichen
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Verzugszinsen zur Einzahlung zu bringen " oder „ Vom Fällig-
keits - bis zum Zahlungstage sind 12 Prozent Verzugszinsen
zu entrichten " nur in den Fällen des Z 7u und Z 8u oder in
den Ausnahmssällen des tz 7b und Z 8b der vorliegenden
Vorschrift anzuwenden . Der Passus „Ihr Gesuch um Nachsicht
des bereits aufgerechneten Verzögerungsznschlages wird der

Beschwerdekommission erst nach vollständiger Tilgung dieses
Rückstandes bei genauer Einhaltung der Termine vorgelegt
werden " hat zu entfallen . Ist aber der Verzögerungszuschlag
bereits angesallen (8 7b und 8 b ) und hat die Partei gleich,
zeitig um dessen Nachsicht angesucht (Z' 8b , us ) , so ist der
Passus „Ihr Gesuch um Nachsicht des bereits aufgerechneten
Verzögeruugszuschlages wird der Beschwerdekommission erst
nach vollständiger Tilgung dieses Rückstandes bei genauer
Einhaltung der Termine vorgelegt werden " in den Bescheid
aufzunehmen ; hat die Partei nicht um Nachsicht des Verzögerungs¬
zuschlages angesucht (Z 8b , bd ), so hat dieser Passus zu ent¬

fallen , denn dann wird der Berzögernngszuschlag eingehoben ."

103 Unfälle städtischer Angestellter , Vor¬
merkung.

M .D . 268/26 . Wien,  am l8 . Juni 1926.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe .)

Anläßlich von Fällen , in denen bei Versetzung von An¬
gestellten in den bleibenden Ruhestand dauernde Unfallsfolgen
nach einem angeblich vor Jahren im Dienste erlittenen Unfall
geltend gemacht worden sind , und anläßlich des Gemeinderats¬

beschlusses vom 21 . Mai 1926 , P . Z . 2128 , mit dem bestimmt
wurde , daß allen in einem unfallversicherungspflichtigen Betriebe
der Gemeinde Wien beschäftigten , der allgemeinen Dienstordnung
unterstehenden Angestellten sowie den nach dem Unfallver¬
sicherungsgesetze anspruchsberechtigten Angehörigen solcher An¬
gestellten bei Eintritt eines Unfalles ein Entschädigungsan¬
spruch gegen die Gemeinde Wien unter den nach dem Unfall-
versichcrungsgesetze jeweils maßgebenden Voraussetzungen und
in dem durch dieses Gesetz jeweils vorgesehenen Ausmaße zu¬
steht , ergibt sich die Notwendigkeit , zur einwandfreien Fest¬
stellung der Folgen eines erlittenen Dienstunfalles den Hergang
des Unfalles genau sestzuhalten . Es ist daher in Hinkunft bei
Unfällen städtischer Angestellter nachstehender Vorgang ein¬
zuhalten :

Jeder Angestellte ist verpflichtet , einen Unfall , den er
erleidet , seiner Dienstelle unverzüglich anzuzeigen.

Die Dienststelle hat sohin über jeden angezeigten oder ihr
sonst zur Kenntnis gelangten Unfall eines Angestellten ohne
Rücksicht darauf , ob er der allgemeinen Dienstordnung unter¬
steht oder nicht und ob er in einem unfallversicherungspflichtigen
Betriebe beschäftigt ist oder nicht , die für die Unfallsvormerkung
vorgesehene neu aufgelegte Drucksorte ( Drucksorte Nr . 198 ),
die in Hinkunst ausschließlich zu verwenden ist, in allen Rubriken
genauestens zweifach  auszusüllen.

Die erste Ausfertigung ber Unfallsvormerkung ist bei der
Dienststelle aufzubewahren . Auf dem Katasterblatt des Angestellten
ist die Geschäftszahl der Unfallsvormerkung , Art der Verletzung
und Dauer der Erkrankung infolge des Unfalles ersichtlich
zu machen.

Die zweite Ausfertigung ist an die M .Abt . 12 , in
folgenden Fällen jedoch an die M .Abt . 14 zu senden:

1. Wenn der Unfall den Tod des Verunglückten zur
Folge hatte,

2 . wenn die Arbeitsunfähigkeit am 29 . Tage nach dem
Unfall noch andauert oder nach dieser Zeit eintritt,

3 . wenn infolge des Unfalles eine dauernde Einbuße der
Arbeitsfähigkeit zu gewärtigen ist (zum Beispiel verminderte
Hör - oder Sehfähigkeit , Verlust von Gliedmaßen usw .)

Die für die Unfallsvormerkung benötigten Drucksorten
sind beim Drucksortenverlag des gemeinsamen Magistrats¬
expedites erhältlich.

104 Aufgebote bei Ziviltrannngen , Verlaut¬
barung an der Amtstafcl un Reuen Rat-

Hause.
M .D . 4562/26 . Wien,  am 28 . Juni 1926.

«,An die Bezirtsvorstehungen sür den 1 . bis 21 . Bezirk , an die
magistratischen Bezirksämter für den 1 . bis 21 . Bezirk , an die

Expositur Stadlau und an Senatsrat Dr . Hürsch .)

Da den Bestimmungen des Z^5 des Gesetzes vom 25 . Mai
1868 , R .-G .- Bl . Nr . 47 , betreffend Verlautbarung der Auf¬
gebote bei Ziviltrauungen vollständig Genüge getan wird , wenn
die Aufgebote bei Ziviltrauungen durch Anschlägen an der Amts¬
tafel im Rathause kundgemacht werden , wird behufs Arbeits¬
vereinfachung und Vermeidung der mit der Ausgebotskundmachung
in den Bezirksämtern vielfach verbundenen Uebelstände und
Verzöge , ungen angeordnet , daß ab 1 . Juli 1926 die Kund¬
machung der Aufgebote bei Ziviltrauungen , die im Rathaus stati-
finden , nur an der Amtstafel im Neuen Rathause zu erfolgen hat.

105 Kanzleimaschinen , Bnchhaltungs - nnd
Kartotheteinrichtungen , Anschaffung.

M .D . K . 89/26 . Wien,  am 28 . Juni 1926.

(An alle Aemter , Anstalten und Betriebe mit Ausnahme des
Kontrollamtes .)

In letzter Zeit haben verschiedene Firmen ihre Vertreter zu
städtischen Dienststellen entsendet , um ihnen Bureaumaschinen
(Rechen -, Schreib -, Vervielfältungungsmaschinen u . dgl ), Buch-
haltungs - oder Kartothekeinrichtungen anzupreisen und ihre
Anschaffung zu betreiben.

Es haben nun mehrere Dienststellen verschiedenartige Ein¬
richtungen dieser Art entweder mit Umgehung des Wirtschafts¬
amtes selbst angeschafft oder beim Wirtschaftsamte deren An¬
schaffung beantragt . Da es unzweckmäßig ist, verschiedene
Systeme solcher Maschinen und Einrichtungen im städtischen
Haushalte wahllos zur Anwendung zu bringen , von denen
sich bereits einige als wenig zweckentsprechend erwiesen haben,
wird verfügt , daß in Hinkunst nur solche Bureaumaschinen
oder Bnchhaltungs - und Kartothekeinrichtungen in den städtischen
Aemtern , Anstalten und Betrieben verwendet werden dürfen , welche
von der Magistratsdirektion ausdrücklich als zulässigerklärt wurden.

Bureaumaschinen jeder Art oder Buchhaltungs - und Kar¬
tothekeinrichtungen dürfen grundsätzlich und ausnahmslos
nur im Wege des Wirtschaftsamtes angeschafft werden . Wenn
eine Dienststelle eine solche Maschine oder Einrichtung benötigt,
hat sie unter Darlegung der Notwendigkeit der Anschaffung
und der Zweckmäßigkeit des betreffenden Systems sür diese
Stelle beim Wirtschaflsamt den Ankauf zu beantragen.

Das Wirtschaftsamt hält die für die städtischen Dienst¬
stellen zugelassenen Systeme von Kanzleimaschinen , Buchungs¬
und Kartothekeinrichtungen in Evidenz und hat , falls ein neues,
noch nicht für zulässig erklärtes System angeschafft werden soll,
vorher  hiezu die Genehmigung der Magistratsdirektion ein¬
zuholen.

106. Zwangsweise Einbringung von Geld¬
beträgen ; Betreibungen.

M .D . 3594/26 . Wien,  am 1. Juli 1926.

(An die magistratischen Bezirksämter für den 1. bis 21 . Bezirk,
an den Vorstand des Vollstreckungsdienstes und an Senats¬

rat Dr . Hürsch .)

Anläßlich mehrerer Beschwerden wurde die Wahrnehmung
gemacht , daß bei Urgenzen von Fällen , in denen es sich um
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bloße Einhebung von Geldbeträgen handelt , durch auswärtige
Behörden der betreibenden Behörde einsach geantwortet wurde,
daß das Dienststück nicht auffindbar oder nicht eingelangt sei.
Diese Art der Erledigung von Urgenzen muß als gänzlich un¬
gehörig bezeichnet werden . Bekanntlich werden Dienststücke, die
die bloße Einbringung von Geldbeträgen betreffen, ohne im
Bezirksamte protokolliert zu werden, an den Einhebungsdienst
geleitet . Betreibungen betreffend die Einhebung von Geldbe¬
trägen sind daher an den Einhebungsdienst weiter zu leiten,
wo jede Urgenz genau zu prüfen nnd nach den bestehenden Vor¬
schriften zu beantworten ist.

107 Monatliche Verwaltungschronik in den
statistischen Mitteilungen - er Stadt Wien.

M .D . 4848/26 . Wien,  am 2. Juli 1926.
(An alle städtischen Ämter , Anstalten und Betriebe .)
Die Magistratsabteilung 51 — Statistik erweitert den

Monatsbericht ihrer statistischen Mitteilungen der Stadt Wien
(und zwar die Rubrik : „Aus Verwaltung und Statistik der
Stadt Wien ") durch die Neueinführung einer ständigen Rubrik:
„Verwaltungschronik ", in der chronologisch die wichtigsten Er¬
eignisse der Verwaltung Wien 's angeführt werden sollen.

Die ./ . werden angewiesen, wichtige Angelegenheiten , die
nicht ohnedies aus dem Amtsblatte zu entnehmen sind, in Form
kurzer Notizen fallweise an die Magistratsabteilung 51 zu senden.

108. Barrückvergütungen , Vorgang.
M .D . K 202/26 . Wien,  am 2. Juli 1926.

(An die magistratischen Bezirksämter für den 1. bis 21. Bezirk,
an die Expositur Stadlau , an die Fachrechnungs - und Rechnungs¬
abteilungen der magistratischen Bezirksämter für den l . bis
21 . Bezirk, an die Fachrechnungsabteilung II o, an die Rechnungs¬
abteilung IIL , an die Zentralrechnungsabteilung , an die Vor¬

stände des Steuerdienstes und Kassendienstes.)
Mit Rundschreiben der Rechnungsamtsdirektion vom

9. April 1923, Nr . 45, wurde angeordnet , daß Rückvergütungen
grundsätzlich durch Anweisung der Zentralrechnungsabteilung,
Kontokorrentstelle, zu vollziehen sind. Letztere hat die Rückver¬
gütungen im reformierten Zahlungsverkehr der Postsparkassa durch-
zuführen.

Nur in Ausnahmssällen , wenn die Partei auf der baren
Rückvergütung besteht, kann die Auszahlung des Betrages an
der Kasse des magistratischen Bezirksamtes oder der M .Abt . 6
erfolgen.

Wenn die Kasse nicht über den erforderlichen Betrag ver¬
fügt , ist der Auftrag zur Rückvergütung mit Drucksorte St . D.
Nr . 192 an die städtische Hauptkasse auszufertigen und von dieser
zu vollziehen. Die Verrechnung erfolgt im Kontokorrentverkehr.

Die Behebung eines Verlages , um die Rückvergütung vor¬
nehmen zu können , ist unstatthaft.

109 Bekämpfung - er Hun- swutkrankheit.
M .D . 4965/26 . Wie n , am 3. Juli 1926.

(An die magistratischen Bezirksämter 1. bis 21, an die Expositur
Stadlau und an die M .Abt. 5.)

Die Zunahme der Hundswutsälle in Mederösterreich und
in einigen Bezirken Wiens rechtfertigt eine strengere Handhabung
der bestehenden Vorschriften zur Bekämpfung der Wutkrankheit.

Hiesür kommen die auf Grund des Tierseuchengesetzes
vom 6. August 1909, R .-G.-Bl . Nr . 177, erlassenen Magistrats,
kundmachungen vom 9. Juni 1926, M .Abt . 43, 2580, und vom
10. Juni 1926, M .Abt . 43, 2682 , in Betracht.

Um den beabsichtigten Zweck zu erreichen, ist es auch
notwendig , gegen jene Hundebesitzer, die bis jetzt noch immer keine
Hundemarke gelöst haben und demBezirksamte durch die Vorlage
der Mangelrelation zur Kenntnisgelangen , strafweise vorzugehen.

Die Anzahl dieser Hundebesitzer ist eine sehr bedeutende,
da für nicht weniger als ein Fünftel der konskribierten Hunde
bisher keine Marke gelöst wurde.

Die Strafamtshandlung kann jedoch nicht wegen Ueber-
tretung der vorerwähnten Kundmachungen durchgeführt werden, da
sie auf Grund des Tierseuchengesetzes erlassen sind und daher
gemäß Z 42, Punkt u dieses Gesetzes hiezu keine Handhabe
bieten können, weil die Kennzeichnung der Hunde durch amtliche
Marken bereits im Z 1, Absatz 4 des Gesetzes vom 16. De¬
zember 1921, L.-G.-Bl . sür Wien Nr . 156, betreffend die Ein¬
hebung einer Gemeindeabgabe für das Halten von Hunden in
der Stadt Wien vorgeschrieben ist.

Es kann vielmehr nur wegen Uebertretung dieses H 1,
Absatz 4, gestraft werden und auch dann nur , wenn erwiesen
ist, daß der Hund sich wenigstens zeitweilig außerhalb des Hauses
aufgehalten hat.

Diese Feststellung ist entweder durch Einvernahme der Partei
oder durch Erhebungsorgane des Bezirksamtes vorzunehmen.

Zu letzterem Zwecke sind die Zustellungsorgane , die zufolge
Erlasses der Magistratsdirektion vom 25. Juni 1926, M .D.K 180,
Hundemarken aussolgen ^beziehungsweise Aufforderungen zustellen,
anzuweisen, im Falle der Verweigerung der Bezahlung der Hunde¬
marke durch Umfrage womöglich festzustellen, ob der Hund
auch außerhalb des Hauses gesehen wird , was im Akte zum
Ausdrucke zu bringen ist.

110 Versteigerung beweglicher Sachen, Ein¬
haltung - er gewerbepolizeilichenVorfchriften.

M .D . 4890/26 . W i e u, am 6. Juli 1926.

(An die magistratischen Bezirksämter für den 1. bis 21 . Bezirk,
an die Expositur Stadlau , an die M .Abt . 53 und an Senatsrat

Dr . Otto Hürsch.)

In letzter Zeit wurde wiederholt festSestellt, daß beim
gewerbsmäßigen Verkaufe von beweglichen Sachen im Wege
öffentlicher Versteigerung die gewerbepolizeilichen Vorschriften
außer Acht gelassen werden . Insbesondere ist dies hinsichtlich
der Bestimmungen des Z 4, Absatz 4 und des Z 18 der Ver¬
ordnung des Herrn Bürgermeisters als Landeshauptmannes
vom 28. September 1922, L.-G .-Bl . für Wien Nr . 157, der
Fall , wo es heißt, daß fremde Gegenstände zu den im 8 4,
Absatz 3 genannten Auktionen außerhalb des ständigen Ver¬
steigerungslokales nicht zugebracht werden dürsen , ferner, daß
bet Ankündigung einer Versteigerung von Gegenständen aus
dem Besitz einer bestimmten Persönlichkeit oder einer bestimmten
Sammlung andere Gegenstände nur dann gleichzeitig versteigert
werden dürsen, wenn diese einzeln bezeichnet werden und daraus
hingewiesen wird , daß sie anderer Herkunft sind.

Die magistratischen Bezirksämter werden angewiesen, auf
die genaue Einhaltung der gewerbepolizeilichen Vorschriften für
das Gewerbe der Versteigerung beweglicher Sachen , wie sie in
den Verordnungen des Bürgermeisters als Landeshauptmannes
vom 28. September 1922, L.-G.-Bl . für Wien Nr . 157, vom
6. August 1923, L.-G.-Bl . für Wien Nr . 81 und vom 3. Fe¬
bruar 1925, L.-G.-Bl . für Wien Nr . 6, enthalten sind, ihr
besonderes Augenmerk zu richten und die magistratischen
Kommissäre bei den öffentlichen Versteigerungen in diesem
Sinne zu instruieren.

111. Stävtische Dienststellen , jährliche
Sal - enabstimmung.

M .D . K 246/26 . Wien,  am 8. Juli 1926.

(An alle Aemter, Anstalten und Betriebe mit Ausnahme des
Kontrollamtes .)

Die Jnkontrierung der mit Ende Dezember 1925 bei den
einzelnen städtischen Betrieben und betriebsmäßig verrechnten
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Verwaltungszweigen ausgewiesenen Salden auf den Personen¬
konten hat ergeben, daß die Forderungen der einen Stelle mit
den Schulden der anderen nicht überstimmen. Da aber die
richtige Ausweisung der Forderungen und Schulden ein Gebot
der Notwendigkeit ist, werden die städtischen Betriebe und
betriebsmäßig geführten Verwaltungszweige beauftragt, in Zukunft
alljährig mit Jahresschluß eine Abstimmung ihrer gegenseitigen
Forderungen vorzunehmen. Hiebei hat als Regel zu gelten, daß
jeder städtische Betrieb oder betriebsmäßig geführte Verwaltungs¬
zweig, der eine Forderung an eine andere Stelle dieser Art
ausweist, sich mit ihr in Verbindung zu setzen und sich die
ziffernmäßige Richtigkeit seiner Forderung mit Ende des Jahres
schriftlich bestätigen zu lassen hat. Diese Bestätigung hat als
Bilanzbeilage zu gelten und ist als Subbeilage dem Debitoren¬
verzeichnis anzuschließen.

Aus Zweckmäßigkeitsgründen ist eine gleiche Bestätigung
über die bestehenden Forderungen auch von den städtischen und
gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen sowie von den Dienst¬
stellen der städtischen Hoheitsverwaltungeinzuholen.

Ebenso haben umgekehrt auch die Dienststellen der Hoheits¬
verwaltung sich ihre am Jahresende bestehenden Forderungen
an die städtischen Betriebe, betriebsmäßig geführten Verwaltungs¬
zweige und die städtischen und gemischtwirtschaftlichen Unter¬
nehmungen schriftlich bestätigen zu lassen.

Ueber die Frage, ob im Einzelfall für das Jahr 1925
nachträglich noch eine Saldo(Forderungs)bestätigung beigebracht
werden soll, ist das Einvernehmen mit dem Kontrollamte zu
pflegen.
112. Interne Zählung der Jahresgebühren¬
sendungen in den Monaten August und

September 1926.
M.D. 5172/26. Wien,  am 9. Juli 1926.

(An alle Aemter, Anstalten und Betriebe mit Ausnahme des
Kontrollamtes.)

Um einen Ueberblick über die Zahl der Jahresgebühren¬
briefsendungen in den Monaten August und September 1926
zu gewinnen, werden die obigen' Stellen angewiesen, der
Magistratsdirektion ein Verzeichnis über die in den genannten
Monaten mittels der Post unter „Jahresgebühr" beförderten
Briessendungen vorzulegen. Das Verzeichnis hat getrennt die
Zahl der gewöhnlichen Jahresgebührenbrieffendungenund der
Rückscheinbriefe unter Jahresgebühr, und zwar gesondert
nach den einzelnen Gewichtsstufen, zu enthalten. Das Ver¬
zeichnis über die Briefsendungen im Monat August ist bis
längstens 20. September, jenes für September bis längstens
20. Oktober vorzulegen. Für die Durchführung dieser Zählung
gelten analog die im Magistratsdirektionserlaß vom 22. März
1926, M.D. 2325, im Absätze7 und 8 (siehe Verordnungsblatt
Folge7 sx 1926, Nr. 62,) getroffenen Anordnungen. Die Vor¬
lage der Verzeichnisse obliegt den Dienststellen, die nach den
eben erwähnten Bestimmungen zur-Durchführung der Zählung
der Briessendungen verpflichtet sind.

Dienstliche Mitteilungen von Amts¬
stellen.

Gebarung mit den der Gemeinde Wien
nberlastenen und mit den nachgelastenen
Effekten von Pfleglingen der Wiener städti¬
schen Hnmanitätsanstalten ; Errichtung einer
Möbelsammelstelle im Obdachlosenheime der

Stadt Wien.
(Genehmigt mit Beschluß des Gemeinderatsausschusses III vom

26. Mai 1926, Z. 257.)
M.Abt. 9, 3562. Wien,  am 2. Juni 1926.

Bezüglich der Gebarung
1. mit Efftkten, welche der Gemeinde Wien von Pfleglingen

der Wiener städtischen Humanitätsanstalten zur freien Verfügung
überlassen werden,

2. mit Nachlaßgegenständen nach verstorbenen Pfleglingen
der Wiener städtischen Humanitätsanstalten werden nachstehende
Anordnungen getroffen:

I. Schätzung.
Die Effekten sind im Zeitpunkte der Ueberlassung, be¬

ziehungsweise beim Tode des Pfleglings einer Schätzung zu
unterziehen und stets nach ihrem wahren Marktwerte einzu¬
schätzen. Dieser Schätzwert ist auf dem Katasterblatte der Partei
vorzumerken und bei Nachlaßeffekten dem Verlassenschaftsgerichte
bekanntzugeben.

Die Schätzungen der in Wien befindlichen Effekten sind
durch Beamte des Exekutionsamtes durchzuführen und haben
die betreffenden Anstalten, welcher der Pflegling angehört oder
angehörte, sich in dieser Richtung jeweilig mit der Direktion
des Exekutionsamtes in das Einvernehmenzu setzen.

Die Schätzungen von Nachlaßeffekten sind derart zusammen¬
zulegen, daß sie auch in den größeren Anstalten nicht mehr als
zweimal wöchentlich stattfinden.

Die Schätzung der außerhalb Wiens befindlichen Effekten
hat durch Organe der betreffenden Anstalt stattzufinden.

In den Fällen, in welchen die zuständige Anstalt und
der Aufbewahrungsort der Effekten nicht in derselben Gemeinde
liegen, ist die Entscheidung der M.Abt. 9 über die Vornahme
der Schätzung und über die weiteren Verfügungen einzuholen.

II . Verwertung.
Die Effekten, welche der Gemeinde Wien von Pfleglingen

freiwillig überlassen oder vom Gerichte eingeantwortet wurden,
sind zu verwerten wie folgt:

1. Effekten von nach Wien zuständigen Personen:
и) Wertpapiere werden zum Kurswerte von der Gemeinde

Wien zu den eigenen Geldern übernommen. Die Anstalts¬
leitungen haben zu diesem Zwecke ein Verzeichnis dieser
Wertpapiere der M.Abt. 9 zur weiteren Veranlassung
vorzulegen.

b) Pretiosen sind ausnahmslos durch die betreffende Anstalt
im Dorotheum zu versteigern.

c) Kleidungs- und Wäschestücke sind im eigenen Anstalts¬
betriebe zu verwenden, mit Ausnahme des Krankenhauses
der Stadt Wien in Lainz, welches diese Kleidungs- und
Wäschestücke an das Versorgungsheim der Stadt Wien in
Lainz abzusühren hat.

cl) Möbelstücke sind, soferne sie sich in Wien befinden, an
die Möbelsammelstelle im Obdachlosenheime der Stadt
Wien abzuführen. Wenn sie jedoch einschließlich der unter
c) (Kleidungs- und Wäschestücke) und unter s) (sonstige
Fahrnisse) angeführten Effekten den Wert von 200 8
übersteigen, sind sie durch die betreffende Anstalt im
Dorotheum zu versteigern.

Diese Versteigerung hat auch einzutreten, wenn Möbel¬
stücke zur Verwertung durch die Sammelstelle nicht geeignet
sind, wie zum Beispiel Polstermöbel, Bücherschränkeu. dgl.

Außerhalb Wiens befindliche Möbelstücke sind ohne
Rücksicht auf den Schätzwert ausnahmslos an Ort und
Stelle bestmöglichst zu verkaufen.

e) Sonstige für die Sammelstelle nicht verwertbare Fahr¬
nisse, wie zum Beispiel Pelzwerk, Musikinstrumente, Wand¬
uhren,Bilder sind durch die betreffende Anstalt im Dorotheum
zu versteigern, beziehungsweise(bei außerhalb Wiens be¬
findlichen Fahrnissen) an Ort und Stelle bestmöglichst zu
verkaufen.

к) Vollkommen wertlose und unbrauchbare Effekten sind an
dieM.Abt. 41 abzusühren, beziehungsweise(bei außerhalb
Wiens befindlichen Effekten) zu skartieren.
2. Effekten von fremdzuständigen Personen:
Wertpapiere werden zum Kurswerte von der Gemeinde

Wien zu den eigenen Geldern übernommen und haben auch
hier die Anstaltsleitungen ein bezügliches Verzeichnis derM.Abt. 9
zur weiteren Veranlassung vorzulegen.

Pretiosen sind ausnahmslos im Dorotheum zu versteigern.
Alle übrigen Gegenstände sind, falls sie sich in Wien be¬

finden, durch die betreffende Anstalt im Dorotheum zu ver¬
steigern. Außerhalb Wiens befindliche Gegenstände sind gerichtlich
zu versteigern.

Vollkommen wertlose und unbrauchbare Effekten sind an
dieM.Abt. 44 abzuführen, beziehungsweise(bei außerhalb Wiens
befindlichen Effekten) zü skartieren.

6 . Effekten, aus deren Ausfolgung die Parteien, denen
sie vom Gerichte eingeantwortet wurden, ausdrücklich verzichtet
haben, sind zu verwerten wie die der Gemeinde Wien freiwillig
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überlassenen oder vom Gerichte eingeantworteten Effekten der
nach Wien zuständigen Personen . (Siehe lit . A, Punkt I .)

III . Verrechnung.
1. Bei nach Wien zuständigen Personen.
Der Uebernahmswert der Wertpapiere und der Ber¬

steigerungserlös der Pretiosen ist in jedem Falle auf Abschlag
der Verpflegskosten zu verrechnen . Die Empsangsstellung des
Uebernahmswertes oder des Versteigerungserlöses als Ver¬
pflegskosten hat gleichzeitig mit der Beausgabung bei den
Depositen zu erfolgen.

Bezüglich der übrigen Effekten (Kleidungs - und Wäsche¬
stücke, Möbel und sonstige Fahrnisse ) wird folgende Verfügung
getroffen:

u) Bei den an die Möbelsammelstelle abgegebenen Möbel¬
stücken von Pfleglingen findet aus Gründen der Geschäfts-
Vereinfachung keine Verrechnung des Schätzwertes dieser
Fahrnisse auf Abschlag der Verpflegskosten statt.
Die für diese Pfleglinge ausgelausenen uneinbringlichen

(nicht durch den Erlös der übrigen Fahrnisse , wie Wertpapiere,
Pretiosen , Kleidungs - und Wäschestückeu . dgl . gedeckten) Ver¬
pflegskosten werden zur Gänze abgeschrieben, beziehungsweise bei
Pfleglingen der öffentlichen Krankenanstalten der Stadt Wien
und der öffentlichen Irrenanstalten des Landes Wien zur Gänze
aus Landesmittel übernommen *)

d) Der Erlös der übrigen Effekten (Kleidungs - und Wäsche¬
stücke, nicht an die Möbelsammelstelle abgegebene Möbel¬
stücke und sonstige Fahrnisse ) ist auf Abschlag der Ver¬
pflegskosten zu verrechnen.
In diesem Falle ist bei den im eigenen Anstaltsbetriebe

verwendeten , beziehungsweise vom Krankeuhause Lainz an das
Versorgungsheim Lainz abgeführten Kleidungs - und Wäsche¬
stücken der Schätzwert auf Abschlag der Verpflegskosten gutzu¬
buchen und als Uebernahmswert dem Kredite für Kleider- und
Wäscheerhaltung anzulasten . Die bezüglichen Belastungsanzeigen
sind allmonatlich der Betriebsbuchhaltung Wohlsahrtsanstalten
zu übersenden, und zwar unter gleichzeitigem Anschlüsse eines
detaillierten Verzeichnisses, welches Namen , Abhörzahl, Todestag,
Schätzwert der Effekten und Zahl des Gerichtsbeschlusses zu
enthalten hat.

Der Versteigerungs - oder Verkausserlös der Möbel und
sonstigen Fahrnisse ist aus Abschlag der Verpflegskosten zu
verrechnen.

2. Bei fremdzuständigen Personen.
Hier ist ohne Rücksicht auf den Gesamtschätzwert der

Uebernahmswert der Wertpapiere und der sonstige Erlös der
Effekten auf Abschlag der Verpflegskosten zu verrechnen. Die
Empfangsstellung des Uebernahmswertes oder des Versteigerungs¬
erlöses als Verpflegskosten hat gleichzeitig mit der Beausgabung
bei den Depositen zu erfolgen.

3. Bei Verzicht der vom Gerichte zum Bezüge berechtigten
Personen.

Die Effekten, auf deren Ausfolgung die Parteien , denen
sie vom Gerichte eingeantwortet wurden , ausdrücklich verzichtet
haben, sind auf dieselbe Art zu verrechnen wie die Effekten der
nach Wien zuständigen Personen.

IV - Transportkosten.
Die Kosten der Uebersendung , beziehungsweise des Trans¬

portes in das Dorotheum trägt die betreffende Anstalt , welche
auch das Fuhrwerk in der sonst üblichen Weise beizustellen hat.

Die Kosten des Transportes der an die Möbelsammel¬
stelle abgeführten Möbelstücke trägt die M .Abt . 8.

Das Fuhrwerk ist in diesem Falle von der Verwaltung
des Obdachlosenheimes der Stadt Wien zu beschaffen. Die
M .Abt . 8 ist im Wege der Fachrechnungsabteilung III » mit
den Fuhrwerkskosten zu belasten.

V . Möbelsammel stelle im Obdachlosenheime
der Stadt Wien.

Das Obdachlosenheim der Stadt Wien ist die Zentral¬
sammelstelle der oberwähnten Möbelstücke.

Die Möbel sind mittels Uebernahmsverzeichnisses zu über¬
nehmen, entsprechend einzulagern , im Bedarfsfälle , soweit es
durch das dem Obdachlosenheime zugewiesene Personale möglich

*) Anmerkung.  Die Uebernahme der uneinbringlichen
Verpflegskosten auf Landesmittel bei den Pfleglingen der Kranken-
und Irrenanstalten wurde mit Beschluß des Wiener Stadtsenates
als Landesregierung vom 13. April 1926, P . Z . 1446, M .Abt . 13,
2667, genehmigt.

ist, gebrauchsfähig instandzusetzen und über schriftliche Anweisung
der M .Abt . 8 an bedürftige Personen unentgeltlich abzugeben.

Defekte und verwanzte Möbelstücke sind sofort zu vernichten.
Eine Schätzung und Verrechnung der Möbelstücke findet

nicht statt.
Dagegen ist ein Verzeichnis zu führen , in welchem die

Eingänge und Abgaben nach Gattung und Stückzahl ersichtlich
zu machen sind.

Eine Abschrift dieses Verzeichnisses ist allmonatlich der
M .Abt . 8 zu übersenden.

*

Das Normale Nr . 7 aus dem Jahre 1924 wird hiemit
außer Kraft gesetzt.

Bargelder sind wie bisher aus Abschlag der Verpflegskosten
zu verrechnen.

Unzulässigkeit der Ausstellung von Gut¬
achten und Attesten zu Händen Privater

Firmen.
M .Abt . 9, 5511 . Wien,  am 26. Juni 1926.

1. Die Ausfertigung von Gutachten über die in den städtischen
Wohlsahrtsanstalten verwendeten Betriebsmittel ist nur über amt¬
liche Aufforderung zulässig.

2. Zu Händen privater Firmen dürsen Gutachten und
Atteste seitens der Anstaltsleitungen nicht ausgesertigt werden.

3. Ansuchen von Firmen um Ausfertigung von Gutachten
und Attesten sind ausnahmslos an die M .Abt . 9 zur weiteren
Behandlung vorzulegen.

Städtisches Totenbeschreibamt ; Ueber-
siedlung.

M .Abt . 13 u, 1500 . Wien,  am 2. Juli 1926.
(An alle Aemter, Anstalten und Betriebe.)

Das bisher im Neuen Rathause (Hochparterre , Stiege 4)
untergebrachte städtische Totenbeschreibamt übersiedelt am Mitt¬
woch den 7. Juli 1926 in seine neuen Amtsräume 4. Goldegg¬
gasse 19, und nimmt dortselbst am 8. Juli 1926 seinen Dienst aus.

In Hinkunst sind daher für dieses Amt bestimmte Zu¬
schriften an die obige neue Adresse zu richten. Auch ist das
Amt telephonisch an allen Werktagen unter Nr . 52-5-25 (Serie ),
an Feiertagen unter Nr 52-5-28 erreichbar.

Vom 8. Juli 1926 angefangen sind die an das Toten¬
beschreibamt gerichteten, nicht im Wege der Post zu besördernden
Geschäftsstücke, sowie die von den Bezirksämtern 1 bis 2t)
täglich zu übersendenden Auszüge aus dem Todsallsanmelde-
protokolle und die vom magistratischen Bezirksamte 21 täglich
zu übermittelnden Totenbeschaubefunde ausschließlich im Zentral¬
zustellungsamte abzugeben, von wo sie durch den Botengänger
des Tvtenbeschreibamtes abgeholt werden. Auf dem gleichen
Wege werden in Hinkunft Mitteilungen des Totenbeschreib¬
amtes , die nicht mit Post befördert werden, den städtischen
Aemtern , Anstalten und Betrieben zugemittelt , werden.

Abänderung des 8 4 der allgemeinen Markt¬
ordnung M Abt V, 6856/1V , hinsichtlich der

Toner des Marktverkehres.
M .Abt . 42, 1282 . Wien,  am 22. Juni 1926.

Auf Grund des Beschlusses des Gemeinderatsausschusses VI
vom 16. Juni 1926, A. Z . 511, genehmigt vom Bürgermeister als
Landeshauptmann zufolge Entschließung vom 20. Juni 1926,
wird der H4 der allgemeinen Marktordnung abgeändert wie folgt:

„Die Dauer des Marktverkehres aus den Wiener Märkten
wird jeweils vom Magistrate festgesetzt und durch Anschlag
kundgemacht."

Großjährigkeitsgrenze in fremden Staaten.
M .Abt. 50, O/.89, 2. Wien,  am 26. Mai 1926.

(An die magistratischen Bezirksämter und die Expositur Stadlau,
die M .Abt . 4, 7, 8, 9, 13, 15, 47, 48/49 , 51, 52, 53 und 55.)

Nachtrag (siehe Verordnungsblatt des Wiener Magistrates
Nr . X sx 1926) Das Bundeskanzleramt hat mit dem Erlasse
vom 6. Mai 1926, Z. 115717/7 , solgendes an die Aemter der
Landesregierungen eröffnet:
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Im Nachhange zum Erlasse vom 3. März 1926, Z. 99431/7,
wird eine Zusammenstellung der in den einzelnen Bundes¬
staaten der nordamerikanischen Union geltenden " gesetzlichen
Bestimmungen über die Großjährigkeitsgrenzen übermittelt.

Gesetzesbestimmungen in den einzelnen Bundes¬
staaten der nordamerikanischen Union betreffend

Großjährigkeitsgrenze.
Alabama:  Für Volljährigkeitserklärungen von Minder¬

jährigen über 18Jahre ist das Kanzleigericht (Lliunear ^ koikpetent,
wenn die Erklärung im Interesse des Mündels gelegen erscheint.
Volljährigkeitserklärungen fremdstaatlicher Gerichte können in
dem Bezirke, wo der Minderjährige ein Besitztum hat , registriert
werden und haben dann die gleiche Geltung wie in dem Staate,
wo sie erwirkt wurden . Zahlungen zugunsten Minderjähriger,
die den Betrag von 100 Dollar nicht übersteigen, sind an den
Richter des krobubs Lourt (Nachlaßrichter ) zu leisten, der sie,
wenn es im Interesse des Mündels gelegen ist, den Eltern
weitergeben kann . Vormund und Mündel : Personen unter
21 Jahren — ausgenommen die bereits volljährig erklärten —
und alle durch richterlichen Entscheid entmündigten sind gesetz-
lich nicht fähig, ihre Angelegenheiten selbst zu verwalten . Für
jede im Staate wohnhaftige derartige Person muß vom dem
Wohnsitz nach zuständigen kroduto Lourt ein Vormund bestellt
werden , wenn nicht schon ein solcher im Testament des Vaters
bestimmt worden und dieses Bestimmungsrecht innerhalb sechs
Monaten nach Zulassung des Testaments beim kiobut Lourt
geltend gemacht worden ist. lieber die Persönlichkeit eines Mündels
unter 14 Jahren darf kein Vormund Rechte ausüben , wenn
der Vater oder die Mutter des Mündels noch am Leben ist.
Ein Mündel über 14 Jahre kann seinen Vormund selbst
nominieren . In jedem Verwaltungsbezirk (oouutrzs ) ist ein
öffentlicher Vormund . Für eine nicht im Lande ansässige un¬
mündige Person kann vom krodut Lourt des Bezirkes, wo sie
ein Besitztum hat , ein Vormund bestellt werden.

Alaska:  Für volljährig gelten alle Personen , die das
21 . Lebensjahr vollendet haben und die Ehefrauen nach rechts¬
gültiger Eheschließung.

Arizona:  Alle Personen unter 21 Jahren sind minder¬
jährig.

Arkansas:  Männliche Personen werden mit 21 Jahren
volljährig , weibliche mit 18; diese haben drei Jahre Frist (hinsichtlich
Verjährung ) Klagen einzubringen nach erreichter Volljährigkeit.

California:  Minderjährig sind männliche Personen
unter 21, weibliche unter 18 Jahren . Die Zeit der Minderjährig¬
keit wird gerechnet von der ersten Minute des Geburtstages bis
zur sel ben Minute des entsprechenden Tages , mit dem die Periode
der Minderjährigkeit beendet wird . Ein Minderjähriger kann
keine Vollmachten erteilen, noch vor Vollendung des 18.Lebensjahres
ein Geschäft abschließen hinsichtlich eines Realbesitzes oder eines
Anteils daran oder hinsichtlich eines persönlichen Eigentums,
das nicht in seinem unmittelbaren Besitz oder zu seiner freien
Verfügung steht. Ein Minderjähriger kann aber gleich wie ein
Großjähriger irgend einen anderen Vertrag abschließen vor-
behältlich seines Rechtes auf Widerruf und vorbehaltlich der
Gemäßheit der gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich Ehe und
eines Lehrverhältnisses . In allen außer in den oben angeführten
Fällen kann ein Vertrag eines Minderjährigen , wenn er vor
Vollendung des 18 Lebensjahres desselben zustande kam, ent¬
weder vor oder in angemessener Frist nach der Erreichung der
Volljährigkeit von dem minderjährigen Vertragschließer selbst oder
im Jalle seines mittlerweile erfolgten Ablebens von seinen Erben
oder seinen Vertretern widerrufen werden . Ein Vertrag , der von
einem Minderjährigen über 18 Jahren abgeschlossen wurde, kann
nur gegen Entschädigung der leistenden Partei oder gegen
Zahlung des Gegenwertes widerrufen werden. Ein Minderjähriger
kann aber nicht eine Verpflichtung , die sonst zu Recht besteht,
widerrufen , wenn sie aus Leistungen sür seinen oder seiner
Familie Unterhalt resultieren , wenn auch diese Verpflichtung
nicht unter der Aussicht der Eltern oder des Vormundes einge¬
gangen wurde , ferner keinerlei Verpflichtung , wenn sonst zu
Recht bestehend, die über Veranlassung einer Behörde oder
gesetzlichen Vorschrift eingegangen wurde . Ein Minderjähriger
ist gesetzlich für Vergehen verantwortlich , aber nicht für größere
Schäden (exemplur ^ äumLASs ), außer wenn das Vergehen in
einem Alter verübt wurde , in dem er schon zur richtigen
Erkenntnis seiner Tat gelangt war . Ein Minderjähriger kann
seine Rechte in jeder Beziehung gleich einem Volljährigen
geltend machen, nur daß sein Vormund für ihn die Sache zu
führen hat.

Colorado:  Alle Personen im Alter von 21 Jahren
werden als gesetzlich volljährig betrachtet. Vor Erreichung dieses
Alters haben sie als minderjährig zu gelten. Note : 1919 S . L.
P . 406 umencis . 8ec . 48 L.903, lautet : „Hinsichtlich des Besitz¬
rechtes werden alle Personen mit 21 Jahren als volljährig an¬
gesehen; vor Erreichung dieses Alters sollen sie >n diesem Belange
als minderjährig gelten." Offenbar war die Absicht des Gesetz¬
gebers, alle Personen , die noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet
haben, in jeder  Hinsicht als handlungsunfähig anzusehen,
aber die Diktion ist unklar.

Connecticut:  Die Volljährigkeit ist für alle Personen
21 Jahre.

Delaware:  Minderjährige werden mit 21 Jahren groß¬
jährig . Die Vormundschaft für männliche Minderjährige hört
mit 21 Jahren , für weibliche mit der Verheiratung oder mit
Vollendung des 21. Lebensjahres auf . Der Kanzler oder Richter
des Waisengerichtes (Orptruim Lourt ) bestellt für Minderjährige
Vormünder und führt auch nach der Bestellung die Aufsicht
über die Person und die Verwaltung des unbeweglichen und
persönlichen Eigentums der Mündel . Wird sür einen Minder¬
jährigen über 14 Jahre ein Vormund bestellt, so kann der
Minderjährige die Wahl des Vormundes vorbehaltlich der
gerichtlichen Genehmigung treffen. Die Vormünder haben dem
Waisengericht alle zwei Jahre Rechenschaft abzulegen.

District of Columbia:  Vater und Mutter sind
die natürlichen Lachwalter minderjähriger Kinder ; im Falle
des Ablebens eines Teiles geht die Vormundschaft aus den
Ueberlebenden über , vorausgesetzt natürlich , daß jeder der beiden
Teile durch urkundliche oder letztwillige Verfügung einen Vor¬
mund hinsichtlich des Vermögens , der vom Obergerichte des
Distriktes von Columbia (8upreme Lourt ) genehmigt werden
muß, bestellen kann . Der überlebende Teil kann in ähnlicher
Weise testamentarisch einen Vormund zur Obsorge für die Person
und das Vermögen des Minderjährigen bestellen. Für den Ver¬
kauf von unbeweglichen Besitz Minderjähriger bei Teilungsklagen
sind gesetzliche Vorsorgen getroffen, ebenso für den Verkauf von
Besitz, an den ein Minderjähriger gemeinsam mit anderen
Personen einen Anteil hat , wenn der Verkauf offenbar im
Interesse aller Beteiligten erfolgen kann und ebenso wenn andere
interessierte Personen denselben verlangen und er im Interesse
aller Beteiligten erfolgen kann.

Eine Frauensperson von 18 Jahren kann ein Testament
machen oder auf ihre Mitgift im Eigentum des Mannes verzichten.

Florida:  Beide Geschlechtererreichen ihre Volljährigkeit
im Alter von 21 Jahren . Keine Person unter 21 Jahren kann
eine Verbindlichkeit eingehen mit Ausnahme hinsichtlich der
Lebensnotwendigkeiten (nscessurios ) Die Richter des Kreis¬
gerichtes (Lircuit Lourt ), die für das Kanzleigericht bestellt sind
(sittinZ in Lkuncerv ), sind kompetent, Minderjährige über
18 Jahre , wenn sie im Staate ihren Wohnsitz haben, volljährig
zu, erklären . Die Eheschließung Minderjähriger Hai ebenfalls
Großjährigkeit zur Folge.

Georgia:  Das gesetzliche Alter der Großjährigkeit ist in
diesem Staate 21 Jahre . Bis zur Volljährigkeit ist der Vater sür
den Unterhalt , Schutz und die Erziehung des Minderjährigen
zu sorgen verpflichtet. Der Vater .hat ein Recht auf die Dienst¬
leistung des Kindes und auf den Lohn seiner Arbeit

Die väterliche Gewalt hört auf 1. durch freiwillige Ver¬
einbarung und der Verzichtleistung zugunsten einer Dritt¬
person, 2. durch Zustimniung zur Adoption durch eine Dritt¬
person, 3. durch Unterlassung der Sorge für den Unterhalt
oder durch Jnstichlasfen der Familie , 4. durch die Zustimmung,
daß das Kind die Erträgnisse seiner Arbeit selbst behalten
kann, welche Zustimmung widerrufbar ist, 5. durch Zu¬
stimmung zur Verehelichung, 6. durch Mißhandlung des
Kindes . Im Falle einer Scheidung der Eltern kann das Ge¬
richt über einen kiube38 corprm -Antrag hinsichtlich der Für¬
sorge für das Kind erkennen, wie es ihm für das Wohlergehen
des Kindes am besten erscheint. Bezüglich Handlungsfähigkeit
der Minderjährigen und Vergehen, verübt von und an Minder¬
jährigen , bestimmen die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften.
Jugendgerichte sind in allen Verwaltungsbezirken mit 60.000
oder mehr Einwohnern eingerichtet.

Hawaii:  Alle Personen sind mit 20 Jahren voll¬
jährig . Eheliche Kinder erben von beiden Eltern , uneheliche nur
von der Mutter . Der Haushaltungsvorstand (krmdLncl) ist zum
Unterhalt seiner minderjährigen Kinder verpflichtet und ist be¬
rechtigt, über sie während ihrer Minderjährigkeit seine Kontrolle
auszuüben und sie zu angemessener Dienstleistung heranzu¬
ziehen. Er ist ihr natürlicher Vormund , ist verantwortlich für
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ihre Vergehen und soll sie vor Gericht in allen sie betreffenden «
Angelegenheiten vertreten.

Idaho:  Männliche Personen unter 2t Jahren und
weibliche unter 18 Jahren sind minderjährig . Ein Minder¬
jähriger kann nicht eine Abmachung , die sonst zn Recht be¬
steht, widerrnsen , wenn sie sich ans Lebensbedürfnisse für seinen
oder seiner Familie Unterhalt beziehen, auch nicht, wenn diese
Abmachung ohne Zustimmung eines Elternteiles oder Vor¬
mundes eingegangen worden ist.

Illinois:  Nach Vollendung des 17. Lebensjahres und
im Vollbesitze der geistigen Fähigkeiten kann man zum
Testamentsvollstrecker bestellt werden . Der Verkauf von Alkohol
und Tabak an Minderjährige unter 16 Jahren ist verboten;
zur Eheschließung ist die elterliche Zustimmung erforderlich;
Rechtsangelcgenheiten müssen vom väterlichen Freund (t>x next
krienä ) für sie geführt werden ; sie können in die Lehre ge¬
geben werden ; können Teilhaber an Siedlungsgesellschaften
werden (Uomesteuci loun ussion ) . Hier existiert ein um¬
fassendes Fabriksgesetz, das die Beschäftigung von Kindern unter
vierzehn Jahren verbietet und der Beschäftigung von Minder¬
jährigen zwischen 14 und 16 Jahren gewisse Einschränkungen
auserlegt . Die .Arbeit in Bergwerken ist für Knaben unter
16 Jahren , Frauenspersonen überhaupt untersagt . Jeder
Jüngling , der Beschäftigung als Bergarbeiter sucht, hat der
Leitung der Minen eine eidliche Bestätigung der Eltern , be¬
ziehungsweise des Vormundes über Vollendung seines 16.
Lebensjahres vorzulegen . Können außer hinsichtlich der not¬
wendigen Lebensbedürfnisse keine rechtsgültigen Vereinbarungen
machen, es sei denn , daß solche nach Erreichung der Voll¬
jährigkeit anerkannt werden . Männliche Personen erreichen die
Volljährigkeit mit 21, weibliche mit 18 Jahren ^

Indiana:  Minderjährige können ihre RechtsgeschäfteW
durch eine zuständige und verantwortliche Person führen , wenn ^
deren schriftliche Zustimmung , daß sie als väterlicher Freund
(next irienck) erscheinen will, vorliegt . Sowohl männliche wie
weibliche Personen unter 21 Jahren sind minderjährig und sind
nicht handlungsfähig . Wird ein Minderjähriger angeklagt, so
wird durch einen Gerichtserlaß ein gesetzlicher Sachwalter
(xuurUinn uci litem ) für ihn bestellt. Wurde ein Minder¬
jähriger verurteilt , so kann er innerhalb eines Jahres nach
Erreichung der Volljährigkeit die Revision der Verhandlung
und des Ürteiles verlangen.

Iowa:  Männliche Personen erreichen die Volljährigkeit
mit 21 Jahren , weibliche mit 18 oder durch ' ihre Verheiratung.
Minderjährige sind nicht nur an die Vereinbarungen hinsichtlich
ihrer Lebensbedürfnisse , sondern auch an die anderer Art
gebunden , wenn solche Vereinbarungen nicht innerhalb einer
angemessenen Frist nach Erreichung der Großjährigkeit wider¬
rufen werden und die leistende Partei entschädigt wird , sür
alle Werte, die der Minderjährige vertragsgemäß hat und die
zu irgend einer Zeit nach Erreichung der Volljährigkeit zu
seiner freien Verfügung stehen. Eine Ehe zwischen einem 16 jährigen
männlichen und einem 14jährigen weiblichen Minderjährigen
ist gültig.

Kansas:  Das minderjährige Alter reicht bis zur Voll¬
endung von 21 Jahren sür beide Geschlechter; eine Frauens¬
person über 18 Jahre erreicht ihre Volljährigkeit auch durch
Eheschließung. Ein Minderjäbriger ist an Vereinbarungen hin¬
sichtlich seiner Lebensbedürfnisse und auch an andere Verein¬
barungen gebunden , wenn er nicht innerhalb einer angemessenen
Frist nach Erreichung der Volljährigkeit sie widerruft und alles
(Geld oder Besitz) was er gemäß Vertrag erhalten und weiterhin
zu seiner freien Bersügung hat, der leistenden Partei rückerstattet,
außer der Minderjährige erwirkte die Vereinbarung durch
falsche Darstellung hinsichtlich seines Alters und die andere
Partei hatte berechtigten Grund zum Glauben an die Handlungs¬
fähigkeit desselben. Zahlungen an Minderjährige für Dienst¬
leistungen , die aus einem von ihnen allein abgeschlossenen
Arbeitsvertrage resultieren , sind gesetzliche Lohnbesriedigung.

Kentucky:  Beide Geschlechter sind bis zur Vollendung
des 21 . Lebensjahres minderjährig . Ein Minderjähriger von
14 Jahren und drüber kann sich seinen Vormund selbst wählen.
Klagen muß ein Minderjähriger in seinem Namen durch den
Vormund oder väterlichen Freund einbringen ; ist ein Minder¬
jähriger unter 14 Jahren Beklagter, müssen die gerichtlichen
Zustellungen , Vorladungen an den Vater , beziehungsweise die
Mutter oder den Vormund ergehen und , wenn weder Eltern
noch Vormund da sind, an denjenigen , der mit der Aufsicht
und Obsorge für den Minderjährigen betraut ist, und wenn
einer der aufgezählten oder alle im gegenständlichen Rechtshandel
Beklagte sind, dann hat das Gericht einen gesetzlichen Sach¬

walter (Auuräinn uck litsm ) zu bestellen und hat die Vertei¬
digung des Minderjährigen durch diesen von Gericht bestellten
Sachwalter zu erfolgen . Männlichen Minderjährigen unter 14
und weiblichen unter 12 Jahren ist die Eheschließung gesetzlich
verboten. Ein Minderjähriger kann kein Testament machen,
außer auf Grund einer ihm besonders hiefür erteilten Vollmacht;
jedoch kann er einen Vormund für sein Kind letztwillig bestellen.
Für Lebensbedürfnisse ist ein Minderjähriger verantwortlich;
was als Lebensbedürfnisse anzusehen sind, entscheidet das Gericht
in Anbetracht der Verhältnisse des Minderjährigen ; genau so
gilt diese Verpflichtung gegenüber Vater oder Mutter.

Louisiana:  Beide Geschlechter erreichen ihre Voll¬
jährigkeit mit 21 Jahren . Minderjährige , die nicht volljährig
erklärt worden sind, werden bei Auslösung der Ehe ihrer Eltern
unter Vormundschaft gestellt. Während des Bestandes der Ehe
haben die Eltern die Nutznießung des Eigentums der Kinder;
aber das den Kindern gehörige Eigentum kann nicht verkauft,
verpfändet oder irgend wie über dasselbe verfügt werden, außer
nach denselben Grundsätzen, die im Falle einer Vormundschaft
gelten . Während des Bestandes einer Ehe ist der Vater Inhaber
der vormundschaftlichen Gewalt . Während des Bestandes der
Ehe ist der Vater Sachwalter des Eigentums der Minder¬
jährigen und in seiner Abwesenheit oder im Falle , daß ihm die
väterliche Gewalt abgesprochen worden ist, die Mutter . Es ist
ein allgemein geltender Grundsatz , daß Minderjährige keine
Verpflichtungen eingehen können, außer sür Lebensbedürfnisse.
Die Verwaltung des Mündele ĝentums durch Vormünder ist
durch viele Gesetze bestimmt und geschützt, die hier nicht alle
angeführt werden können.

Minderjährige können jedoch Bankeinlagen machen und
abheben, Wertpapiere bezüglich Bau -, Anleihen - oder Siedlungs¬
gesellschaften (in un )' builäinA , loun or tromesteucl us8vciu-
tion or societ )') kaufen und verkaufen, als ob sie schon 21 Jahre
alt wären . Der Vormund oder Sachwalter (tutor or Ouuräiun)
eines außerhalb des Staates aber innerhalb der Vereinigten
Staaten lebenden Minderjährigen , der gemäß den Gesetzen des
Wohnstaates bestellt worden ist, ist berechtigt, die Interessen
seines Mündels hinsichtlich Besitz und Kredite hierzulande zu
wahren , wenn er genügend Beweise für seine richtige Bestellung
in dem anderen Staate beizubringeu vermag , gleichgültig ob er
nach den Gesetzen von Louisiania als Vormund bestellbar ist
oder nicht. Er kann aber das Eigentum seines Mündels nur
gegen den Beweis , daß alle Schulden seines Mündels bezahlt
oder daß keine vorhanden sind, aus dem Staate wegschaffen.

Es gibt drei Arten der Mündigerklärung (emuncipution ) .
Erklärung als berechtigter Sachwalter , Eheschließung und Nach¬
sicht eines Teiles des zur Großjährigkeit vorgeschriebenen Alters.

Der Minderjährige kann nach Vollendung des 15. Lebens¬
jahres von seinem Vater , oder wenn er keinen hat, von seiner
Mutter für großjährig erklärt werden (de emunLiputeci ) . Diese
Erklärung wird vom Vater oder der Mutter vor einem öffent¬
lichen Notar in Gegenwart zweier Zeugen abgegeben. Diese
Art der Mündigerklärung befähigt den Minderjährigen nur
zur selbständigen Verwaltung seines eigenen Vermögens.

Ein Minderjähriger über 18 Jahre kann über seinen
eigenen Antrag durch den Beschluß des zuständigen Gerichtes
für volljährig erklärt werden , wenn die schriftliche Zustimmung
des etwa vorhandenen Vormundes und in Ermanglung dieses
des hiefür besonders zu bestellenden Vormundes vorliegt . Wenn
ein Teil der Eltern oder beide noch am Leben sind, gibt erst
die Zustimmung des Vaters , der Mutter oder beider zusammen
dem Gerichte das Recht zur Volljährigkeitserklärnng , wenn nicht
der Antrag auf diese Erklärung wegen Mißhandlung , Ver¬
weigerung der Unterhaltspflicht oder verderblichen Einfluß ge¬
stellt worden ist. Diese Art der Großjährigkeitserklärung verleiht
dem Antragsteller alle Rechte der Volljährigkeit . Minderjährige
beiderlei Geschlechtes werden durch Eheschließung mündig ; aber
diese Mündigkeit befähigt nur zur selbständigen Sachwaltung.

Maine:  Gegen einen Minderjährigen kann aus Grund
einer von ihm eingegangenen Verpflichtung keine Klage an¬
gestrengt werden , wenn nicht er selbst oder sein gesetzlicher
Vertreter nach Vollendung des 2l . Lebensjahres diese Ver¬
pflichtung slhrifttich anerkennt . Ausgenommen hievon sind
Lebensbedürfnisse und unbeweglicher Besitz, dessen Besitztitel er
erhalten und in dessen Genuß er sich befindet.

Minderjährige können nur durch den väterlichen Freund
(prockuin um !) oder Vormund (Kusrckiun sei litem ) Klagen
einbringen ; ausgenommen sind Unehelichkeitsklagen (tEturck )'
process ) . Ein Minderjähriger kann nur durch gesetzlichen
Sachwalter , nicht durch väterlichen Freund (prockuin um !)
verteidigen.
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Maryland:  Frauenspersonen sind in den meisten
Belangen mit 18, männliche mit 21 Jahren volljährig . Frauens¬
personen über 18 Jahre können rechtsgültig Entlastungen oder
Quittungen über erhaltene Werte, Eigentumsübertragungen und
Erfüllung von Verpflichtungen ausstellen (cocke, Artikel 79,
S . 1, 7, 8, 10). Eine verheiratete Frau unter 18 Jahren kann
durch eine gemeinsam mit ihrem Gatten oder allein getätigte
Urkunde auf ihre Mitgift verzichten (cocle, Artikel 45, S . 12)
Minderjährige können eine Händlerlizenz erhalten und sind
dann für ihre Handelsschulden wie Großjährige verantwortlich
(cocke, Artikel 56, S . 39) . Vergleiche auch ucts c>11912 , cti . 731,
S . 22. Das Eigentum eines Minderjährigen darf vom. Vor¬
mund unter Zustimmung des Waisengerichtes (Orpknn '8 Lourt)
versichert werden (cocle , Artikel 6, S . 165) . Verführung , Be¬
herbergung oder Aufnahme in die Lehre Minderjähriger wird
mit Geldbußen bestraft, aber Schutzgewährung gegen Mißhandlung
oder andere Leiden in gutem Glauben zieht keine Verbindlichkeit
nach sich (cocle , Artikel 6 S . 24) . Auf Grund des Gesetzes
(Act 1912, Lllnp . 731) dars kein Kind unter 14 Jahren in
einem Fabriks -, Handwersbelriebe , Logier -, Bureauhaus , Schuh¬
wichsstand, als Telegrammausträger usw. beschäftigt werden;
ebenso nicht Kinder unter zwölf Jahren in Konserven- und
Verpackungsunternehmungen rc.; verboten ist auch die Ver¬
wendung von Kindern unter 14 Jahren für jegliche Dienst¬
leistung während der Schulunterrichtsstnnden , außer das Kind
ist den Schulpflichten bereits nachgekommen; 8ec8 . 7 und 8
dieses Gesetzes zählen alle Beschästigungsarten auf , die für
Kinder unter 16 Jahren nicht zulässig sind.

Strenge Gesetze und Verordnungen sind erlassen hinsichtlich
Inspizierung und Evidenzführung der beschäftigten Minder¬
jährigen ; ein staatliches Arbeitsvermittlungsbureau , das lAurzc-
Innck öursnu ok 8tuti8tic8 nnck lnkormntion übt ein sehr weit
gehendes Aufsichtsrecht aus . Gewaltsame Entführung , Verführung
oder Verheimlichung einer Frauensperson unter 18 Jahren
zwecks Prostitution , Unzucht oder Konkubinat oder die Mithilse
hiezu, wird mit Zuchthaus bestraft. Entführung eines Kindes
unter zwölf Jahren wird nnt Gefängnis bis zu 20 Jahren
bestraft. Menschenraub , begangen an einem Kind unter 16 Jahren
wird mit Gefängnis nicht unter fünf und nicht über zwölf Jahre
bestraft. Jeder Mann über 18 Jahre , der geschlechtlichen Verkehr
(nicht Notzucht) mit einem weiblichen Minderjährigen (außer
seiner Frau ) zwischen 14 und 16 Jahren begeht, macht sich eines
Vergehens schuldig und wird mit Geld oder Gefängnis oder
beiden zusammen bestraft- Minderjährige können der Pflege oder
Beaufsichtigung einer Jugendfürsorgeanstalt übergeben werden.

(Locke, Artikel 23, S . 258.) Aber die Gerichte haben
immer die Macht der Entscheidung in allen Fragen hinsichtlich
der Obhut über die Minderjährigen ohne Rücksicht auf jegliche
vermutete oder behauptete Ansprüche.

In Maryland herrscht hinsichtlich der Handlungsfähigkeit
der Minderjährigen und der daraus sich ergebenden Ver¬
pflichtungen das gemeine Recht (common Luv ) vor, Minder¬
jährige klagen gemäß Gesetz und Billigkeit (nt lurv unck im
equit ^) durch den väterlichen Freund und verteidigen als
Beklagte durch den gesetzlichen Sachwalter (Auurckinn uck litem ),
der vom Gericht in jedem Falle ernannt wird . Der väterliche
Freund des Minderjährigen ist berechtigt, mit Zustimmung des
Vaters , der Mutter oder der Person , die an Elternstelle getreten
ist, oder, wenn niemand von diesen vorhanden ist, die Zu¬
stimmung des Waisengerichtes (Orptmn '8 Lourt ) Vergleiche zu
schließen. (Locke, Artikel 75, 8sc . 56.)

Massachusetts:  Das Bolljährigkeitsalter ist für
beide Geschlechter 21 Jahre . Eine Frauensperson jedoch kann
mit 12 Jahren , ein Jüngling mit 14 Jahren heiraten . Eine
solche Ehe aber, wenn sie ohne Zustimmung der Eltern oder
des gesetzlichen Vormundes geschlossen wurde , wird ohne
Scheidnngsurteil oder eine andere rechtliche Maßnahme un¬
gültig , wenn die Eheleute noch während ihrer Minderjährigkeit
sich trennen . Ein Matrikelführer , der Trauscheine an Minder¬
jährige ausgibt , ebenso der Standesbeamte oder Priester , der
Trauungen an solchen vollzieht und angemessene Ursache hat
auzunehmen , daß die Braut unter 18, der Bräutigam unter
21 Jahren ist, wird bestraft, wennn nicht die elterliche oder
vormundschaftliche Zustimmung zur Heirat vorliegt.

Ein Minderjähriger kann durch seinen väterlichen Freund
Klagen einbringen und ist auch verantwortlich für seine Ver¬
gehen. Ein Minderjähriger ist ebenfalls verantwortlich für
seine Abmachungen für Lebensbedürfnisse und kann seine
anderen Abmachungen nach erreichter Volljährigkeit aner¬
kennen. Ein Minderjähriger kann kein Testament machen.

Michigan:  Das gesetzlich vorgeschriebene Alter zur
Vollzähligkeit ist für beide Geschlechter 21 Jahre.

Minnisota:  Weibliche Minderjährige werden mit 18,
männliche mit 21 Jahren volljährig (Z 7214). Für einen
Minderjährigen unter 14 Jahren kann der probate court
einen Vormund bestellen. Ist der Minderjährige 14 Jahre alt,
so kann er ihn selbst nominieren . Wird der Vormund vom
probate court nicht genehmigt oder wohnt er außerhalb des
Staates oder versäumt er die Angelobung als Vormund inner¬
halb 10 Tagen nach ergangener gerichtlicher Aufforderung zu
leisten, so kann das Gericht genau so wie für einen Minder¬
jährigen unter 14 Jahren den Vormund bestellen (H 7426) .
Jedes Gericht kann einen gesetzlichen Sachwalter (Zuarckian
ack litem ) bestellen (H 7432). Die Eheschließung weiblicher
Minderjähriger beendigt die Vormundschaft (H 7431) mit der
Ausnahme , wenn sie aus kriminellen Gründen verhängt worden
ist. Be: Vergehen an Minderjährigen soll der Vater Klage ein¬
bringen ; im Falle , daß er verstorben oder seine Familie ver¬
lassen hat , die Mutter ; der Vormund für den Mündel . Der
gesetzliche Sachwalter (Zuurckisn uck litem ) kann in allen An¬
gelegenheiten sowohl vor als auch nach dem Ableben des
Vaters , der Mutter die Sache des Minderjährigen sichren.

Minderjährige sind verantwortlich für die Lebens¬
bedürfnisse; die Last des Beweises, daß es sich um solche
handelt , liegt auf der leistenden Partei , L8 u pon ^ kor
tierckinZ; kann sich mit Erfolg gegen andere Ansprüche, außer
der für Lebensbedürfnisse verwahren , auch wenn sie sich aus
Leistungen unter der Annahme der Volljährigkeit grünoen;
ebenso wenn Leistungen an eine Gesellschaft erfolgt sind und
und der Minderjährige deren Mitglied war.

Hinsichtlich Lebensversicherungen gilt , daß der Minder¬
jährige seine Leistungen nicht zurückerlangen kann, im Falle
der Kontrakt fair und angemessen, frei von Betrug , Ueber-
vorteilung oder unzulässiger Beeinflussung durch die andere
Partei zum Teil oder gänzlich beiderseits erfüllt ist, so daß der
Minderjährige die Wohltaten daraus genossen, aber sich deren
schon entäußert hat oder daß sie derart sind, daß er sie nicht
rückerstatten kann.

Der Widerruf von Uebertragungen von Rechtstiieln muß
innerhalb angemessener Frist nach Erreichung der Voll¬
jährigkeit gemacht oder durch gesetzlichen Einspruch ausge¬
schlossen werden ; je nach dem Sachverhalte des einzelnen
Falles . Die Frist von dreieinhalb Jahren ist zu lang ; zweiein¬
halb Monate sind recht ; ein Jahr nach der Notifikation eines
während der Minderjährigkeit ohne Beistand eines gesetzlichen
Sachwalters (Zuarckinn ack litem ) gefälltem gerichtlichen
Urteile- , ist für den Einspruch gegen dasselbe zu lang.
- Misst sippi:  Alle Personen unter 21 Jahren sind
minderjährig . Die teilweise oder gänzliche Volljährigkeit kann
vom Kanzleigerichte (Lkuncerx Lourt ) in ordentlichen Ver¬
fahren ausgesprochen werden.

Missouri:  Klagen von Minderjährigen müssen vom
Vormund , gesetzlichen Sachwalter (Kurator ) oder väterlichen
Freund , der für ihn in dieser Rechtssache bestellt worden ist,
eingebracht werden . Der väterliche Freund wird von dem Ge¬
richt, bei dem die Einbringung der Klage beabsichtigt ist, ent¬
weder vom Richter oder dem Gerichtsbeamten bestellt. Die Be¬
stellung erfolgt auf Grund schriftlichen Antrages des Minder¬
jährigen , wenn er über 14 Jahre alt ist; sonst über Ansuchen
eines Verwandten oder Freundes und der Zustimmungserklärung
desjenigen , der als väterlicher Freund in Aussicht genommen ist;
diese Zustimmung muß vor Gericht anerkannt oder dem die
Bestellung aussprechenden Beamten bewiesen werden . Weder
männliche noch weibliche Personen unter 21 Jahren sind
großjährig.

Montana:  Männliche Personen unter 21 und weib¬
liche unter 18 Jahren sind minderjährig . Ein Minderjähriger
kann keine Vollmacht erteilen . Ein Minderjähriger kann eine
Ueb rtragung oder sonst einen Vertrag abschließen wie ein Er¬
wachsener hinsichtlich der Eheschließung und vorbehaltlich des
Widerrufes . Verpflichtungen für Lebensbedürfnisse, wenn sie sonst
zu recht bestehen, oder solche, die auf Grund einer gesetzlichen
Vorschrift eingegangen wurden , können nicht widerrufen werden.
In allen anderen Fällen kann ein Minderjähriger eingegangene
Verpflichtungen widerrufen und umstoßen vor oder innerhalb
angemessener Frist nach Erreichung der Volljährigkeit gegen
Rückgabe eines Aequivalentes der Leistung . Ein Minderjähriger
ist verantwortlich für seine Vergehen, aber nicht für außer¬
ordentliche Schäden , außer wenn das Vergehen in einem Alter
richtiger Erkenntnis verübt worden ist. Ein Minderjähriger kann
in allen Rechtssällen sein Recht durch den Vormund vertreten.



94

Nebraska : Alle Personen unter 2t Jahren sind minder¬
jährig ; bei weiblichen wirb die Minderjährigkeit durch Ehe¬
schließung ausgehoben.

Nevada:  Alle männlichen Personen unter 21 Jahren,
die weiblichen unter 18 sind minderjährig und können gesetzlich
keine Verpflichtungen eingehen, mit Ausnahme solcher für
Lebensbedürfnisse.

New Hämphshire:  Lehre : Kinder unter 14 Jahren
können ohne ihre Zustimmung vom Vater , wenn der nicht
mehr am Leben ist, von der Mutter oder dem Vormund für
eine Lehre verpflichtet werden . Wenn ein solches Kind keine
Eltern oder Vormund hat , kann es sich selbst mit Genehmigung
des Bürgermeisters oder des Armenvormunds seines Wohnsitzes
verpflichten. Minderjährige über 14 Jahre können mit ihrer
Zustimmung vom Vater , oder wenn dieser nicht mehr am Leben
ist, von der Mutter oder dem Vormund für eine Lehre ver¬
pflichtet werden, und zwar weibliche bis zur Vollendung des
18. Lebensjahres oder bis zu ihrer Verheiratung , männliche
bis zur Vollendung des 2l . Lebensjahres . Die Zustimmung des
Minderjährigen muß im Lehrvertrag klar zum Ausdruck gebracht
und der Vertrag von ihm unterschrieben sein; der Vertrag muß
ferner von beiden Parteien gezeichnet, gesiegelt und beiden
Parteien in Abschrift ausgefolgt werden ; wenn der Vertrag
unter Aufsicht des Bürgermeisters oder des Armenvormunds
geschlossen wird , muß die Genehmigung dieser darauf schriftlich
bestätigt und von ihnen und der anderen Partei , Eltern oder
Vormund , unterschrieben sein. Solche Verträge sind nach dem
Tode der Person , der der Minderjährige durch sie verpflichtet
wurde , hinfällig , wenn der Minderjährige , seine Eltern oder
sein Vormund es wünschen.

New Jersey:  Das Volljährigkeitsalter ist für beide
Geschlechter 21 Jahre

Auf Grund eines, wenn auch nach Erreichung der Voll¬
jährigkeit abgegebenen Leistungsversprechens für eine während
der Minderjährigkeit eingegangene Verpflichtung , für die Minder¬
jährigkeit eine Entschuldigung ist, kann gegen niemanden eine
Klage aufrecht erhalten werden , außer das Versprechen ist
schriftlich gegeben und vom Schuldner unterzeichnet. Ein
Minderjähriger kann legal bei einer im Staate zugelassenen
Bank - oder Depositenanstalt Geld einlegen und gegen Scheck
oder eine andere übliche Weise Abhebungen machen und kann
für Verpflichtungen anläßlich von Sammlungen Geld einzählen
(anck may ckep 08 it kor collection Obligation !, kor ttie payment
ok mono ;! anck in tkus ckep 08 >ting).

Ein Minderjähriger ist hinsichtlich des Rechtsverhältnisses
zwischen ihm und den Depositenempfänger genau so handlungs¬
fähig wie ein Erwachsener im gleichen Falle sein würde . Ein'
männlicher Minderjähriger mit >8, ein weiblicher mit 16 Jahren
kann bei Klagen auf Scheidung , Anfechtung der Ehe utid
Uuterhaltsklagen hinsichtlich der eigenen Person vor Gericht
erscheinen, klagen oder verteidigen ; kann sich aber auch durch
einen Sachwalter vertreten lassen. In den Fälle », daß Eltern
getrennt oder geschieden leben, kann das Kanzleigericht (Lourt
ok Ltiancery ) hinsichtlich der Kinder befinden.

New Mexico:  Für den Schutz der Minderjährigkeit
sind in New Mexico umfassende gesetzliche Bestimmungen vor¬
gesehen. Den Vormund für einen Minderjährigen bestellt der
probate Lourt , selbst wenn ein solcher schon durch letztwillige
Verfügung nominiert worden ist. Der probate Lourt .steht
unter Aufsicht des Bezirksrichters , der ein Kanzler war und
dem alle Kompetenzen zum Schutze der Minderjährigkeit über¬
tragen sind. In wie weit Minderjährige klagen oder beklagt
werden können, ist Sache der Gerichte. Minderjährige können
über Anteile an Baugesellschaften verfügen ; dürfen nicht in
Billardsälen herumlungern . Der Verkauf ihres Besitzes kann
nur in Gemäßheit strenger Gesetze erfolgen ; die diesbezüglichen
Bestimmungen sind sehr umfangreich . Alkohol und Tabak darf
an Minderjährige unter 18 Jahren , ebenso nicht an einen
Schüler irgend einer Lehranstalt verkauft werden , auch nicht
ins Haus zugestellt werden , außer über schriftliche Zustimmung
der Eltern oder des Vormundes solcher Minderjähriger oder
Schüler Den Inhabern von Gastwirtschaften ist es zur Pflicht
gemacht, den Aufenthalt Minderjähriger in der Nähe ihrer
Gaststätte nicht zu erlauben . Strenge Strafen stehen aus Ver¬
führung einer minderjährigen Frauensperson zu Zwecken der
Unzucht. Die Ehe minderjähriger Jünglinge ohne die Zustim¬
mung der Eltern oder des Vormundes ist verboten . Niemand
kann einen Jüngling unter 21 Jahren oder ein Mädchen
unter 18 Jahren heiraten , außer mit Zustimmung der Eltern
oder des Vormunds . Alle Ehen von Jünglingen unter l8 und

Mädchen unter 15 Jahren sind unbedingt ungültig . Zur Ehe¬
schließung sind Ehelizenzen erforderlich . Das umfassende Arbeiter¬
unfallgesetz (workman '8 Lompsnsation law ok 1917) bezieht
Minderjährige mit 14 Jahren und drüber genau wie erwachsene
Arbeiter in allen Belangen ein.

New Dort:  Eine Ehe ist nichtig von dem Zeitpunkte
dieses Ausspruches durch das ständige Gericht, wenn ein Teil
der Eheleute einer der nachfolgenden Bedingungen nicht entspricht:

1. Unter dem gesetzlich zulässigen Alter , 18 Jahre ist;
2 wegen Mangel an geistigen Fähigkeiten zur Zustim¬

mung nicht fähig ist;
3 . aus physischen Gründen für die Ehe nicht geeignet ist.
North Carolina:  Beide Geschlechter sind mit

21 Jahren volljährig . Alle Personen unter 21 Jahren sind nicht
handlungsfähig , außer in Bezug auf Lebensbedürfnisse oder
einer Landübertragung , die sie nicht aufheben können (or a
ckeeck convezonp ; Ianck8, wkick tbsy maz- not avoicl ).

North Dakota:  Das Alter für Zulässigkeit der Ehe
ist für Jünglinge 18, für Mädchen lb Jahre . Vor Verabfolgung
einer Ehelizenz muß der Bezirksrichter von jeder Partei die
Beibringung einer eidlichen Erklärung zumindest eines zur
öffentlichen Praxis zugelassenen Arztes verlangen , die dartut,
daß keine der Parteien geistig minderwertig , schwachsinnig,
epileptisch, irrsinnig , Gewohnheitstrinker oder in vorgeschrittenem
Stadium tuberkulös ist ; ferner von männlichen Bewerbern eine
solche Erklärung , die dartut , daß er nicht mit einer venerischen
Krankheit behaftet ist; ferner eine solche eidliche Erklärung einer
unbeteiligten und glaubwürdigen Drittperson , die dartut , daß
die Bewerber keine Gewohnheitsverbrecher sind, die Braut über
18 Jahre , der Bräutigam über 2l Jahre ist, wenn nicht eine
schriftliche Zustimmungserklärung der Eltern oder des Vormundes
vorliegt.

Wenn die Braut nicht mehr als 15 Jahre alt ist, kann
überhaupt nicht eine Ehelizenz ausgegebeu werden.

Frauenspersonen sind mit 18 Jahren großjährig.
Ohio:  Männliche Personen werden mit 21 Jahren,

weibliche mit 18 volljährig . Minderjährige klagen durch ihren
väterlichen Freund (next prisnck) oder gesetzlichen Sachwalter
(Kuarckian ack litem ), verteidigen aber nur durch gesetzlichen
Sachwalter . Der Vormund hat Vollmacht bei Vermögensteilungen.
Für die Minderjährigen ist der Schulbesuch für bestimmte
Perioden des Jahres im Alter zwischen 6 und 18 Jahren
obligat . Ein schulpflichtiger Minderjähriger darf von niemanden
beschäftigt werden, außer wenn er sich über das richtige Alter
und sein Schulzeugnis , oder Alter und pre -enployment carck
answeisen kann. Die Arbeitgeber müssen in solchen Fällen ein
Verzeichnis dieser Jugendlichen für die Kontrolle des zuständigen
Beamten führen.

Oklahoma:  Minderjährige und Entmündigte sind nur
in den Belangen handlungsfähig , die unter 8öC8. 2509 —2525
inklusive des Dakota Locke8 angeführt sind. Männliche Personen
unter 21 Jahren und weibliche unter 18 sind minderjährig.

Oregon:  Männliche Personen werden mit 21 Jahren,
weibliche mit 18 oder durch Verehelichung volljährig.

Die Bestimmungen bezüglich Verjährungen ruhen während
der Minderjährigkeit.

Gerichtliche Vorladungen an Minderjährige unter 14 Jahren
haben an den Minderjährigen und zugleich an seinen Vater,
Mutter oder Vormund , und wenn niemand derselben in dem
Staate wohnhaft ist, an die Auffichtsperson, Wohnungs - oder
Arbeitgeber zu erfolgen . Leistungen für Lebensbedürfnisse müssen
zu einem angemessenen Preis bezahlt werden.

Pennsylvania:  Beide Geschlechter werden mit
21 Jahren volljährig . Die Rechtsvollmacht eines Minderjährigen
ist absolut ungültig ; aber im allgemeinen sind Abmachungen
von Minderjährigen nur widerrusbar ; der Minderjährige soll
sie aber widerrufen anläßlich der Erreichung der Volljährigkeit
oder zumindest kurze Zeit nachher ; sonst werden sie als anerkannt
angesehen. Wird ein Minderjähriger als Testamentsvollstrecker
nominiert , können die Vollmachten an jede geistig gesunde,
wenn auch minderjährige Person ausgegeben werden . Es gibt
eine Anzahl von gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich Beschäfti¬
gung Minderjähriger , Behandlung von unverbesserlichen, ge¬
brechlichen und verbrecherischenMinderjährigen.

Rhode Islands:  Beide Geschlechter werden mit
21 Jahren volljährig . Minderjährige können außer für Lebens¬
bedürfnisse keine Vereinbarungen eingehen, die nicht widerruf¬
bar wären.
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South Carolina ! Beide Geschlechter werden mit
21 Jahren volljährig . Kein Minderjähriger unter 18 Jahren
kann ohne Zustimmung des Verwandten , der über ihn das
Aussichtsrechtausübt , oder des Vormundes eine Ehelizenz erhalten.

South Dakota:  Minderjährige sind alle männlichen
Personen unter 21 Jahren , die weiblichen unter 18.

Tennessee:  Beide Geschlechter sind mit 21 Jahren
volljährig . Alle Beschränkungen des gemeinen Rechtes (common
Invv) sind in Geltung . Die Beschäftigung Minderjähriger unter
16 Jahren in irgend einem Betriebe ist ein Vergehen. Für
Großjährigkeitserklärungen ist das Kanzleigericht (Llmncer^
Lourt ) zuständig . Ein Minderjähriger unter 16 Jahren wird
durch Ueberführung eines Verbrechens nicht ehrlos.

Texas:  Jeder Minderjährige über 19 Jahren kann über
Ansuchen beim Bezirksgericht seines Wohnsitzes für vollzählig
erklärt werden . Der Verkauf von Alkohol an Minderjährige ist
verboten . Vereinbarungen außer für Lebensbedürfnisse sind nicht
verpflichtend.

Utah:  Männliche Minderjährige werden mit 21 Jahren,
weibliche mit 18 Jahren volljährig ; durch Eheschließung werden
beide Geschlechter volljährig . Für Minderjährige sind nicht nur
Abmachungen hinsichtlich der Lebensbedürfnisse sondern auch
alle anderen verbindlich, wenn er sie nicht vor oder in an¬
gemessener Frist nach Erreichung der Volljährigkeit widerruft
und der leistenden Partei alles, was er aus Grund der Ab¬
machungen empfangen und noch zu irgend einer Zeit nach der
Erreichung der Volljährigkeit zu seiner Verfügung hat , zurück¬
erstattet . Es kann aber keine Abmachung widerrufen werden,
wenn die andere Partei auf Grund eigener falscher Angaben
des Minderjährigen hinsichtlich seines Alters gute Gründe für
die Annahme seiner vollen Handlungsfähigkeit hatte . Wenn mit
einem Minderjährigen allein ein Arbeitsvertrag zustande ge¬
kommen und die von ihm entsprechende Arbeit geleistet worden
ist, so gilt die vertragsgemäß geleistete Bezahlung als gesetzliche
Lohnbefriedigung und die Eltern oder der Vormund können
keine weiteren Ansvriiche stellen. Ein Minderjähriger kann klagen
und geklagt werden, muß aber durch einen Vormund vertreteu
werden . Die Bestimmungen bezüglich Verjährungen ruhen während
der Minderjährigkeit . Minderjährige können Bankeinlagen machen
und abheben, Dividenden ziehen und rechtsgültige Quittungen
darüber ausstellen.

Gleichzeitig wurde hinsichtlich Estland  folgendes mit¬
geteilt : Nach der Verfassung der estländischen Republik besitzen
alle 20 Jahre alten Bürger (beiderlei Geschlechtes), welche durch
mindestens ein Jahr estländische Staatsangehörige sind, das
Stimm - und Wahlrecht . Die bürgerliche Volljährigkeit wird in
Estland mit dem 2l . Lebensjahre erreicht ; doch können von
den Gerichten ausnahmsweise auch 18 Jahre alte Personen für
großjährig erklärt werden.

Namensgebung (8 165 a. b. G.-B .) an
Ausländer (polnische Staatsangehörige ).

M .Abt . 50/11 , 3526 . Wien,  am 19 Mai 1926.
(An die magistratischen Bezirksämter , die Expositur Stadlau,

die M .Abt. 7 und die Bezirksjugendämter .)
Das Bundeskanzleramt hat mit dem Erlasse vom 30. April

1926, Z . 109220/7 sx 1926 nachstehendes anher eröffnet:
Laut einer Mitteilung der polnischen Regierung sind die

Bestimmungen des Z 165 a. b. G .-B . in jenen Teilen Polens,
welche früher österreichisches Gebiet waren , auch weiter noch in
Geltung.

Es werden daher, obwohl in dieser Hinsicht keine zwischen¬
staatlichen Vereinbarungen bestehen, lediglich mit Rücksicht auf
die nach dem Grundsätze der Gegenseitigkeit bestehende Gepflogen¬
heit, die in der Republik Oesterreich gemäß ß 165 a. b. G .-B.
abgegebenen Erkärungen anerkannt und in den Geburtsmatriken,
welche in den früher österreichischen Gebieten Polens geführt
werden, mit der in der genannten gesetzlichen Bestimmung
vorgesehenen rechtlichen Wirkung angemerkt.

Bemerkt wird , daß die analogen Bestimmungen des Z1706
des deutschen b. G.-B in den Teilen Polens , welche früher
deutsches Gebiet waren , auch weiter noch in Geltung sind.

In dem ehemaligen russischen Gebiete Polens ist aller¬
dings die Institution der Namensgebung unbekannt . In der
Mehrzahl der Fälle verfügt jedoch das polnische Ministerium
des Innern in Warschau die Durchführung einer bezüglichen
Anmerkung.

Verlust der allrussischen Staatsbürgerschaft
einiger Kategorien der Personen , die sich

im Auslande aufhalten.
M .Abt . 50, 1, 156 . Wien,  am 23. Juni 1926.

(An die magistratischen Bezirksämter 1 bis 21, die Expositur
Stadlau und die M Abt. 1, 2, 7, 8, 9, 13, 48/49 und 53.)

Das Bundeskanzleramt hat am 8. Juni 1926 unter
Z. 103661/6 zur Kenntnisnahme behufs allsälliger Feststellung
der Staatsangehörigkeit bei aus Rußland stammenden Pfleg¬
lingen das in „Jswestia des A. Z . E. K." Nr . 286 vom 20. De¬
zember 1921 veröffentlichte Dekret des allrussischen Zentral¬
exekutivkomiteesund des Rates der Volkskommissäre vom 15. De¬
zember 1921 über den Verlust der Staatsbürgerschaft einiger
Kategorien der Personen , die sich im Auslande aushalten , anher
bekanntgegeben.

Das Dekret lautet:
Das Allrussische Zentralexekutivkomitee und der Rat der

Volkskommissäre verfügen:
1. Personen der unten aufgezählten Kategorien , die sich

nach Erlaß dieser Verordnung im Auslande aufhalten , ver¬
lieren das Recht der russischen Staatsangehörigkeit:

u) Personen , die ununterbrochen mehr als fünf Jahre sich
im Auslande aufgehalten haben und von den Sowjetverlretungen
keine Auslandspässe , noch entsprechende Bescheinigungen bis zum
1. Juni 1922 erhalten haben.

Anmerkung;  Diese Frist gilt nicht in Ländern , in
denen Vertretungen der K8 ? 8K . nicht vorhanden sind, in welchen
Ländern die bezeichnte Frist nach Einrichtung solcher Ver¬
tretungen bestimmt werden soll.

b ) Personen , die nach dem 7. November 1917 ohne Er¬
laubnis der Sowjetregierung aus Rußland ausgereist sind.

c) Personen , die freiwillig in Armeen gedient haben, die
gegen die Sowjetregierung gekämpft haben oder die, in welchen
Form auch immer, sich an gegenrevolutionären Organisationen
beteiligt haben.

ck) Personen , denen das Recht der Option für die russische
Staatsangehörigkeit zustand und die bis zun: Ablauf der hiefür
vorgesehenen Frist von diesem Rechte keinen Gebrauch gemacht
haben.

ö) Personen , die nicht unter Punkt u dieses Paragraphen
fallen, die sich im Auslande aushalten und innerhalb der in
Punkt u und der Anmerkung dazu bezeichnten Frist bei den
Auslandsvertretungen der K8U8K . sich nicht haben registrieren
lassen.

2. Die in den Punkten b und c zu Z 1 Aufgezählten
können bis zum 1. Juni 1922 Anträge aus Wiederherstellung
ihrer Rechte bei dem ^ 2lrli durch die nächste Vertretung ein¬
reichen. _

Statistifche Mitteilungen der Stadt Wien.
Von den statistischenMitteilungen der Stadt Wien sind das

Monatsheft für Jänner , Februar und März sowie die Sonder¬
hefte 1 „Die allgemeinen Volks-, Bürger - und Sonderschulen
der Stadt Wien am Beginne des Schuljahres 1924/25 ", 2 „Vor¬
läufiger Bericht über die Verwaltung der Bundeshauptstadt Wien"
im Jahre 1925 ", 3 „Todesfälle in Wien im Jahre 1924 ", 4 „Die
natürliche Bewegung der Bevölkerung der Bundeshauptstadt
Wien in den Jahrey 1909—1925 ", 5 „Entwicklungstendenzen
int Wirtschaftsleben Oesterreichs" erschienen.

Die mit den statistischen Mitteilungen beteilten Herren
Abteilungsvorstände und Direktoren werden eingeladen, persönlich
auf das Einlangen der statistischen Mitteilungen der Stadt Wien
zu achten, den Empfangsschein durch eigenhändige Unterschrift
zu bestätigen und für eine entsprechende Aufbewahrung des
Blattes zu sorgen . Bei Nichteinlaugen wolle unmittelbar bei der
Magistratsabteilung 51 die Anzeige erstattet werden. ,

Kundmachungen.
Matznahmen zur Bekämpfung der Wutkrauk-

heit der Hunde.
(Kundmachung des Wiener Magistrates im staatlichen Wirkungs¬

bereiche vom 9. Juni 1926, M .Abt . 43, 2580.

Auf Grund der W 2, 41 und 42 des Gesetzes vom 6. August
1909 . R .-G.-Bl . Nr . 177, betreffend die Abwehr und Tilgung
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von Tierseuchen und der hiezu erlassenen Durchführungsver¬
ordnung vom 15. Oktober 1909 , R .-G.-Bl . Nr . 178, wird
folgendes angeordnet:

1. An öffentlichen Orten sind Hunde — auch wenn sie an
der Leine geführt werden — mit einem sicheren Maulkorbe zu
versehen. Der Maulkorb muß so beschaffenund am Kopse derart
befestigt sein, daß der Hund frei atmen und trinken , aber nicht
beißen oder den Korb vom Kopfe abstreifen kann . Hunde , die
den Maulkorb zwar am Halse angehängt , aber vom Kopse her¬
abgestreift tragen , sind wie die maulkorblosen Hunde zu
behandeln.

Als öffentliche Orte im Sinne dieser Kundmachung gelten
auch Gehöfte, Häuser , Wohnungen oder Geschäftslokale, Höfe,
Gärten , eingefriedete Plätze und dergleichen, soweit sie fremden
Personen frei zugänglich sind.

2 Ausgenommen vom Maulkorbzwange sind:
u) Polizei -, Jagd - und Zughunde , jedoch nur für die

Zeit , wäbrend der sie ihrer Bestimmung entsprechend
. verwendet werden und für den Raum , der dazu

bestimmt ist;
b) Wachhunde in einer der im 2. Absätze des Punktes 1

bezeichneten Räumlichkeit, sofern sie an eine sichere
Kette gelegt sind;

c) jene Hunde, für welche die M .Abt . 43 (Veterinär¬
amt ) wegen der Kopfform oder anderer Gründe , die
das Anbringen eines sicheren Maulkorbes unmöglich
machen, eine Befreiung vom Maulkorbzwange erteilt
hat . Für solche Hunde tritt jedoch an Stelle des
Maulkorbzwanges " der Leinenzwang.

3. Der Magistrat behält sich vor , diese Kundmachung
erforderlichensalls durch Anordnungen des Leinenzwanges und
durch andere im Tierseuchengesetz vorgesehene Maßnahmen
mittels besonderer Kundmachung zu ergänzen.

4. Uebertretungen dieser Vorschriften werden an dem Hunde-
eigentümmer oder an jenen Personen , denen die Verwahrung
(Beaufsichtigung ) des Hundes obliegt, nach Z 63, Punkt 3 des
eingangs bezogenen Gesetzes unter Bedachtnahme aus das 2.
Berwaltungsstraferhöhungsgesetz vom 13. März 1923, B.-G.-Bl.
Nr . 213 , geahndet.

5. Zur Evidenzhaltung und Kennzeichnung der Hunde im
Sinne des Tierseuchengesetzes dienen die auf Grund der Bestim¬
mungen des Landesgesetzes von Wien vom 16. Dezember 1921,
L.-G.-Bl . Nr . 156, für alle Hunde im Alter von über drei
Monaten vorgeschriebenen amtlichen Marken.

6. Wutverdächtige und solche Hunde , die ohne vorgeschrie¬
benen Maulkorb oder ohne gültige Marke (Punkt 1, 2 und 5 dieser
Kundmachung ) oder, soferne der Leinenzwang vorgeschrieben ist,
nicht an der Leine auf der Straße angetroffen werden , sind vom
Wasenmeister einzusangen und zu töten

Die eingefangenen Hunde können ausnahmsweise , wenn
keine veterinärpolizeilichen Bedenken obwalten , unter denn fall¬
weise vom Magistrate festgesetzten Bedingungen wieder ausgefolgt
werden.

7. Die Sicherheitswache wird die Einhaltung vorstehender
Anordnungen mit überwachen.

8. Diese Kundmachung tritt am 15. Juni 1926 in Kraft.
Gleichzeitig verlieren die Magistratskundmachungen vom 17. Mai
1922 , M .Abt . 43, 2478/22 und vom 2. Jänner 1923, M .Abt
43, 6018/22 , ihre Gültigkeit.

Kontumazvorjchriftenfür Hunde.
(Kundmachung des Wiener Magistrates tm staatlichen Wirkungs¬

bereiche vom 10. Juni 1926, M .Abt . 43, 2682 .)
In Ergänzung der Kundmachung vom 9. Juni 1926,

M .Abt . 43, 2580, betreffend Maßnahmen zur Bekämpfung der
Wutkrankheit der Hunde wird mit Beschränkung auf die auf
dem linken User des Donaustromes gelegenen Teile dcs Gemeinde¬
gebietes von Wien bis auf weiteres angeordnet , wie folgt!

1. Alle Hunde , mit Ausnahme der in Punkt 2, Absatz g
und b der zitterten Kundmachung besonders bezeichneten, sind
an öffentlichen Orten an der Leine zu führen.

2. Aus den bezeichnetenTeilen des Gemeindegebietes dürfen
Hunde nur mit besonderer Bewilligung des zuständigen magi¬
stratischen Bezirksamtes zum Wechsel des ständigen Aufenthalts¬
ortes entfernt werden

Uebertretungen dieser Kundmachung , die am 15. Juni 1926
in Kraft tritt , werden nach tz 63, Punkt 3 des Gesetzes vom
6. August 1909, R .-G.-Bl . Nr . 177, und dem 2. Verwaltungs-
straserhöhungsgesetze vom 13. März 1923 , B.-G -Bl . Nr . 213,
geahndet.

Gerichtliche Entscheidungen.
Behandlung administrativer Vorpfandrechte

im gerichtlichen Et/ekutionsverfahren.
In der Exekutionssache gegen E. N. wurden verschiedene

Gegenstände, darunter eine Registrierkasse und eine Post Tee¬
kannen aus Alvaka zuerst administrativ wegen Rückständen an
Gemeindeabgaben und später vom Exekutionsgerichte Wien sür
andere betreibende Gläubiger und andere Exekutionstitel ge¬
pfändet . Da das Gericht früher das Verkaufsverfahren einleitete
als der Magistrat , hatte auch hinsichtlich der zuerst administrativ
und erst später gerichtlich gepfändeten Gegenstände das Exekutions¬
gericht Wien über die Verteilung des Verkaufserlöses zu entscheiden.
Das Exekutionsgericht Wien hat nun mit dem Beschlüssevom
28. Dezember 1925, Z E XI, 1177/25/19 , die administrativ
vorgepsändete Registrierkasse(Post 10 des gerichtlichenPsändungs-
protokolles) ohne Begründung und die administrativ vorgepfände¬
ten Teekannen aus Alpaka (Post 71 des gerichtlichenPsändungs-
protokolles) wegen ungleicher Bezeichnung nicht als administrativ
vorgepfäudet anerkannt und den auf die beiden Posten ent¬
fallenden Erlös nicht der Gemeinde, sondern anderen betreibenden
Gläubigern zugewiesen. Bei der Nichtanerkennung des admini¬
strativen Vorpfandrechtes an der Registrierkasse war sür das
Exekutionsgericht Wien der Umstand maßgebend, daß im politischen
Pfändungsprotokolle die Nummer der Registrierkasse nicht aus¬
genommen war . Diese Begründung wurde vom Gerichte nach¬
träglich in einem Amtsvermerke sestgestellt.

Die Gemeinde .Wien erhob durch die Magistratsabteilung 5
gegen den zitierten Verteilungsbeschluß den Rekurs an das
Landesgericht Wien in Zivilrechtssachen und beantragte die Aus¬
hebung des angefochtenen Beschlusses hinsichtlich der Zuweisung
des Verkaufserlöses der beiden strittigen Pfandposten und Zu¬
weisung dieses Erlöses an die Gemeinde Wien aus Abschlag
ihrer Forderung an rückständiger Nahrungs - oder Genußmittel¬
und Lustbarkeitsabgabe.

Das Landesgericht Wien in Zivilrechtssachen als Rekurs¬
gericht hat über diesen Rekurs folgenden Beschluß vom 28. März
1926, Z. R . Xttl 396/26/22 , gefaßt:

„Es wird dem Rekurse Folge gegeben, der angefochtene
Beschluß aufgehoben und dem Erstrichter aufgetragen , nach er¬
gänzter Verteilungsverhandlung neuerlich Beschluß zu fassen.

Begründung:  Weil die Postzahl 10 laut B . Z 23
am 3. April 1925 administrativ gepfändet wurde , geht dieses
Pfandrecht dem am 5. Mai 1925 erworbenen gerichtlichen Pfand¬
rechte des zuerst aus diese Post zum Zuge kommenden betreibenden
Gläubigers vor , dasselbe gilt von P . Z. 71, administrativ ge¬
pfändet am 7. Juni 1925, gegenüber dem am 16. Juli 1925
erworbenen gerichtlichen Pfandrechte der Gehilfen- und Lehrlings¬
krankenkassa. Es müßte demnach der Rekurswerberin der Erlös
beider Posten zufallen , wenn deren Jdentttät sestgestellt wird.
Der Erstrichter hat sie in beiden Fällen abgelehnt. Für die Post 10
findet sich hiefür im Verteilungsbeschluffe keine Begründung,
sondern nur im Amtsvermerke vom 10 Februar 1926 . Diese ist
aber nicht ausreichend , um die Gleichheit der Pfandobjekte im
administrativen und gerichtlichenPfändungsprotokolle abzulehnen.
Denn die Nummer der Registrierkasse ist im Protokolle B Z. 24
wenigstens zum Teile richtig angegeben und der Schätzwert im
Protokolle B . Z . 23 nicht auffallend verschieden gegenüber dem
erzielten Kaufpreise Die Postzahl 71 wird im gerichtlichen
Pfändungsprotokolle mit „Kaffeekannen aus Chinasilber " und
im administrativen Psändungsprotokolle mit „Teekannen aus
Alpaka" bezeichnet, Benennungen , welche auf einer verschiedenen
Auffassung über den Zweck der Pfandobjekte beruhen können
und daher keine sichere Grundlage dafür bieten, daß es sich um
verschiedene Pfandobjekte handeln müsse. Es wäre nun Pflicht
des Erstrichters gewesen, durch weitere Erhebungen , zum Beispiel
Befragung der Bollstreckungsorgane die Frage der Identität
dieser Pfandobjekte in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise
zu klären, ohne daß es hiezu eines besonderen Antrages der
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Gemeinde Wien bedurft hätte Nach Abschluß der ergänzten Er¬
hebungen ist neuerlich eine Verteilungstagsatzung anzuberaumen.

(M,D . 3899 ).

Haltuna von zatzntechnischen Hilfspersonal
durch praktische Rerzte.

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde
des Dr. Hans P . in V. gegen die Entscheidung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom 29. August
1925, Z 50694, Abteilung 8, betreffend die Haltung
einer zahntechnischen Hilfskraft,  nach der
am 15. Mai t926 durchgesührten öffentlichen mündlichen
Verhandlung zu Recht erkannt: Die Beschwerde wird als
unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:  Der Beschwerdeführer
Dr . Hans P . ist Distriktsarzt in V., dortselbst seit mehr als
22 Jahren als praktischer Arzt und Zahnarzt tätig und hat
über eine Anfrage der Bezirkshauptmannschaft laut Aufnahms¬
schrift vom 1. Oktober 1924 angegeben, daß er das Fräulein
Gerta B. in seinem zahntechnischen Atelier zur Besorgung zahn-
technischer Arbeite» außerhalb des Mundes der Patienten beschäftige,
Ferner hat er angegeben, daß er hauptsächlich Zahnarzt sei.
während die sonstige ärztliche Praxis nur eine untergeordnete
Rolle spiele. Mit der Verfügung der Bezirkshanptmannschaft V.
vom 2. August 1925, Z. 12, P . 2/6 , wurde er unter Hinweis
auf die Bestimmungen des Z 11 des Zahntechnikergefetzesvom
13. Juli 1920, St -G.-Bl Nr . 326, verständigt , daß er, da er
sich nicht ausschließlich mit der Ausübung der zahnärztlichen
Praxis befasse, nicht berechtigt sei, das zur Besorgung der
technisch-mechanischen Arbeiten außerhalb des menschlichen Mundes
erforderliche Hilfspersonale zu halten und wurde beauftragt , die
weitere Verwendung seiner zahntechnischen Hilfskraft sofort ein¬
zustellen. Bemerkt wurde , daß es ihm freistehe, bei Bedarf
allenfalls gewöhnliche Hilfsarbeiter zu halten , die mit der eigent¬
lichen Zahntechnik in keinem Zusammenhang stehen und nur zu
einfachen Handreichungen herangezogen werden dürfen , keines¬
falls aber zu Arbeiten , die zahntechnischeKenntnisse voraussetzen.

Gegen diese Verfügung überreichte Dr . P . rechtzeitig den
Rekurs und machte im wesentlichen geltend, daß er als Vertrags¬
zahnarzt der Bundesangestellten , der Alpinen Montangesellschaft,
der Pibersteiner Kohlenwerke und der Eisenbahnbediensteten zum
Minimaltarife arbeiten , sich daher eine Hilfskraft unbedingt
halten müsse, ferner , daß er als Kriegsbeschädigter wegen der
in letzter Zeit zugenommenen Konkurrenz einen schweren Existenz¬
kampf führe, der es ihm unmöglich mache, sei es von der zahn¬
ärztlichen oder von der ärztlichen Praxis allbin zu leben, so
daß er beide Fächer ausüben müsse. Das Zahntechnikergesetz vom
Jahre 1920 könne seiner Ansicht nach sinngemäß nur auf jene
Aerzte Anwendung finden , die nach Erlassung desselben die
zahnärztliche Praxis eröffnet haben, nicht aber auf Aerzte, die,
wie er, seit Jahrzehnten beide Fächer ausüben , ihre ganze Praxis
darnach eingestellt und große Summen für die Einrichtung des
zahnärztlichen Betriebes ausgegeben haben ; solche Aerzte sollten
doch durch eine Uebergangsbestimmung geschützt werden . Schließ¬
lich wies er darauf hin , daß durch die Entlassung der zahn¬
technischen Hilfskräfte in Steiermark allein die Zahl der Arbeits¬
losen um einige hundert vermehrt würde.

Die steiermärkische Landesregierung gab diesem Rekurse
aus dem Grunde der angefochtenen Verfügung und mit der
weiteren Begründung keine Folge , daß der klare Wortlaut der
bezogenen Gesetzesstelle sowie die sonstigen Bestimmungen des
Zahntechnikergesetzes keine Möglichkeit bieten, die im Rekurse
dargelegten besonderen Verhältnisse zu berücksichtige».

Ueber den weiteren , im wesentlichen gleichlautenden Mini-
sterialrekurs hat das Bundesministerium für soziale Verwaltung
die Entscheidung der Landesregierung aus ihren Gründen be¬
stätigt.

Dagegen richtet sich die Beschwerde, in welcher neuerlich
der Ueberzeugung Ausdruck gegeben wird , daß das Zahntech¬
nikergesetz durch die Bestimmung des Z 11 nicht beabsichtigen
konnte, in bereits seit Dezennien bestehende Verhältnisse in existenz¬
vernichtender Weise einzugreifen , daß dieses Gesetz vielmehr beim
Mangel einer ausdrücklichen gegenteiligen Bestimmung nur auf
Aerzte Anwendung finden könne, die ihre Praxis nach dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes eröffnet haben.

Der Berwaltungsgerichtshof konnte dieser Rechtsanschauung
nicht beipflichten. Wenn das Zahntechnikergesetz mit der Be¬

stimmung des Z 11 nur jene Arzte hätte treffen wollen , die die
zahnärztliche Praxis erst nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
eröffnet haben, so hätte dies im Gesetze zum Ausdrucke gebracht
werden müssen. Mangels einer solchen Bestimmung bietet die
ganz allgemein gehaltene Fassung des Gesetzes für die in der
Beschwerde vertretene Auslegung keinen Raum . Nicht nur der
Wortlaut , sondern auch der Sinn und Zweck des Gesetzes sprechen
vielmehr für die Richtigkeit der Auslegnng der belangten Be¬
hörde. Wie aus dem Motivenberichte sowie aus dem Ausschuß-
berichte vom 8. Juli 1920 hervorgeht, bezweckt das Zahntechniker¬
gesetz, die Ausübung der Zahntechnik nur den „ Zahnärzten"
und den nach diesem Gesetze befugten Zahntechnikern vorzubehalten.
Das Gesetz bestimmt im K 8, daß sich nur jene Aerzte als Zahn¬
ärzte bezeichnen und die Zahntechnik betreiben dürfen , die zur
zahnärztlichen Praxis berechtigt sind. Unter welchen Bedingungen
diese Berechtigung erlangt wird, ist nach Z 8, Absatz 2 des
Gesetzes durch Bollzugsanweisung zu bestimmen (siehe die Ver¬
ordnung vom 26. September 1925, B .-G.-Bt . Nr . 38l ). Um
aber dem überhandnehmeuden Strohmännerunwesen , das sich
darin äußerte , daß sich Aerzte zur Deckung der Ausübung der
Zahntechnik durch unbefugte Personen hergeben, sofort ein Ende
zu bereiten und um anderseits eine sachverständige Ausbildung
des zahntechnischen Hilfspersonales zu sichern, hat das Gesetz
im K 11 die Befugnis , zahntechnisches Hilfspersonal zu halten,
auf jene Aerzte eingeschränkt, die sich ausschließlich  mit
der Ausübung zahnärztlicher Praxis befassen. Da dies beim
Beschwerdeführer^nach seiner eigenen Angabe nicht der Fall ist,
so war die Sanitätsbehörde aus Grund der zitierten Gesetzes-
hestimmnng berechtigt, ihm die Haltung z a h n technischen Hilfs¬
personales zu untersagen.

Die Beschwerde war daher als unbegründet abzuweisen.
(M .D . 4732 ).

Verzeichnis - er im Bllndesgefetzblatte für
die Republik Oesterreich veröffentlichten
Gesetze, Vollznqsanmeifungen , Verord¬

nungen und Knndmachuttge».
Bundesgesetzblatt.

131 . Getreidezollverordnuug.
132 . Milchzollverordnung.
133 Zuständigkeit zur Erteilung von Konzessionen für

die Erzeugung von Zündwaren.
131 . Neunundzwauzigste Verordnung über die Umrcch-

nungswerte ausländischer Geldsorten und inländischer Handels¬
münzen.

133 . Anslieferungsübereinkvmmen mit Norwegen.
136 . Vergleichs- und Schiedsgerichtsvertrag mit der

TschechoslowakischenRepublik.
137 . Gewerberechtliche Begünstigungfür die" Frauen¬

gewerbeschule des Vereines „Elisabethheim" in Wien II.
138 . Errichtung einer Zollzweigstelle in Gmunden und

Bad Ischl.
139 . Aenderung der Umlausgrenzen für die Teilmünzen

der Schillingwährung.
11V . I. Novelle zur Vorarlberger Lehrerdienstpragmatik.
111.  Aenderungen des Steuer- und Gebührenbegün¬

stigungsgesetzes vom Jahre 1922.
112.  Verbrauchssteuernovelle vom Fahre 1926
113.  Einsetzung eines Bergbaubeirates.
111 . Mündelsicherheitder siebenprozentigenObligationen¬

anleihe der Stadtgemeinde Baden bei Wien vom Jahre 1926.
115.  Kündigung des Madrider Abkommens über die

internationale Registrierung von Fabriks - oder Handelsmarken
durch Lettland.

116 . Betrieb der öffentlichen und Anstaltsapotheken.
117.  Umfang der sogenannten kleinen Maurer-, Zimmer-

und Steinmetzberechtigungen im Burgenlande.
118.  Ausstellung von Analysenzertifikaten für die zur

Einfuhr nach Oesterreich bestimmten tschechoslowakischenBier¬
sendungen.

119.  Durchführung der Verbrauchssteuernovelle vom
Jahre 1926.

I5V . Neufestsetzung der Grundlagen des Personen- und
Gepäcktarises der österreichischen Bundesbahnen.
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181 . Neufestsetzung der Grundlagen des Gü ' ertarifes der
österreichischen Bundesbahnen.

182 . Aenderung des Preistarifes für gestempelte Eisen¬
bahnfrachtbriefe.

188 . Zeitweise Außerkraftsetzungvon Zöllen für einige
Waren der Tarifnummern 368 , 369 und 370.

184 . Beitritt des Papuagebieies und des Mandatsgebietes
von Nen -Guinea zum Pariser Unionsvertrage zum Schutze des
gewerblichen Eigentums.

188 . Aerztliche Phhsikatspriisung; Erhöhung der Prü-
sungstaxe.

186 . Abänderung der zehnten Ausgabe der Arzneitaxe
zu der österreichischen Pharmakopöe , Ed . VIII für begünstigte
Parteien (Krankenkassentaxe ).

187 . Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen
Betrieben.

138 . Verwendung von Hilfskräften im Betriebe von
Apotheken.

189 . Erhöhung der Beiträge beim Pensionsvereinder
landwirtschaftlichen Genossenschaften in Oesterreich.

160 . Zeitweilige Bestellung eines Beraters bei der Oester-
reichischen Nationalbank.

161 . Regelung des Verfahrens des Versassungsgerichts-
hofes in den Fällen der Artikel 126d und 127 , Absatz 1 des
Bundesverfasfungsgesetzes.

162 . Geschäftsordnung des Verfassungsgerichtshoses.
168 . II . Mineralwasfersteuerverordnung.
164 . Goldbilanzennovelle.
168 . XVII . Novelle zum Arbeitslosenversicherungsgesetz.
166 . Festsetzung des Warentrmsatzsteuerbetrages für Zünd¬

hölzchen.

167 . III Zündmittelsteuerverordnung.
168 . Umrechnungskursefür Zwecke der Abzugsrentensteuer.
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